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1.) Organisation des Wirtschafts-

verbandes  
 
Der Wirtschaftsverband Baustoffe - Natur-
stein e.V. ist ein Arbeitgeber- und Wirt-
schaftsverband .  
 
Als Arbeitgeberverband  schließt er für 
seine Mitgliedsunternehmen moderne 
Rahmen- und Entgelttarifverträge ab und 
unterstützt diese in arbeitsrechtlichen Ein-
zelfällen und partiell in der arbeitsgerichtli-
chen Prozessvertretung. 
 
Als Wirtschaftsverband  vertritt er die Inte-
ressen der Mitgliedsunternehmen im Be-
reich der Rohstoffsicherung im Zuge der 
Landes- und Regionalplanung und gibt 
diesbezüglich Stellungnahmen ab. 
 
Derzeit sind im Wirtschaftsverband 175 
Direktunternehmen mit Betrieben aus den 
Bereichen der Naturstein-Industrie, der 
Naturwerkstein-Industrie, der Kies- und 
Sand-Industrie, der Mischanlagen-Industrie 
sowie der gemischten Baustoff-Industrie 
organisiert.  
 
Darüber hinaus konzentrieren sich unter 
seinem Dach zudem die nachfolgenden 
Fachgruppen der Steine- und Erden-
Industrie, und dies nicht nur beschränkt auf 
ein Land. Der Wirtschaftsverband vertritt in 
diesen Bereichen insgesamt 57 Unterneh-
men. 
 
Insgesamt vertritt der Verband 232 Unter-
nehmen mit circa 370 Werken. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
Fachverband Ziegelindustrie 

Nordwest e. V.  
 

 
Ziegel-Zentrum 
NordWest e. V. 

 
Seit dem Jahre 2007 obliegen der Ge-
schäftsführung des WBN gleichzeitig auch 
die Geschäftsführung des Fachverbandes 
Ziegelindustrie Nordwest e.V. sowie die 
Geschäftsführung des Ziegel-Zentrums 
NordWest e.V. 
  
Der Fachverband Ziegelindustrie vertritt die 
Interessen der Ziegelindustrie in Nordrhein-
Westfalen und Niedersachsen. Das Ziegel-
Zentrum bietet den angeschlossenen Zie-
gelunternehmen eine umfassende Baube-
ratung, die Herr Dr. Dieter Figge leitet. 
 
 
 

 
Fachverband Ziegelindustrie 

Nord e. V. 
 
Seit dem Jahre 2009 vertritt die Geschäfts-
führung des WBN auch den Fachverband 
der Ziegelindustrie Nord e. V. 
 
Der Fachverband Ziegelindustrie vertritt - 
wie auch der Verband im Nordwesten - die 
Interessen der Ziegelindustrie in Nieder-
sachsen, jedoch in Nord-Niedersachsen, 
Schleswig-Holstein, Hamburg und Bremen. 
 
Der Verband verfügt auch über eine Bau-
beratung, die durch Herrn Dr. Nasser Alta-
ha betreut wird. 
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Schiefer-Fachverband 
in Deutschland e. V. 

 
Die Geschäftsführung des WBN betreut 
zudem den Verband der Schieferindustrie 
mit den angeschlossenen Schieferunter-
nehmen in Deutschland. 
 
 
 

 
Gütegemeinschaft Tennen- 

und Naturrasenbaustoffe e. V. 
 
Auch die Gütegemeinschaft Tennen- und 
Naturrasenbaustoffe, also die Hersteller 
von Sportplatzbelägen, wird durch die 
Kölner Geschäftsführung des WBN vertre-
ten. 
 
Ziel und Aufgabe der GGT ist, die Güte 
von Tennen- und Rasentragschichten zu 
sichern und Erzeugnisse, deren Güte ge-
sichert ist, mit dem Gütezeichen „Tennen- 
und Naturrasenbaustoffe“ und der jeweili-
gen produktspezifischen Inschrift zu kenn-
zeichnen. 
 
Zu diesem Zweck hat der Verein die Auf-
gabe, eine Gütezeichensatzung nebst 
Durchführungsbestimmungen zu schaffen 
und zu überwachen, dass Gütezeichenbe-
nutzer die Gütezeichensatzung einhalten 
und nur solche Erzeugnisse, deren Güte 
gesichert ist, mit dem Gütezeichen kenn-
zeichnen.  Zu den Aufgaben des Vereins 
gehört darüber hinaus die Abmahnung 
außen stehender Unternehmen, die sich 
widerrechtlich auf das Gütezeichen der 
Gütegemeinschaft berufen haben oder 
den Eindruck entstehen lassen, dass sie 
über gleiche Qualitätsanforderungen ver-
fügen.  

 
Es konnte festgestellt werden, dass Kom-
munen bei Ausschreibungen auf das Vor-
handensein des Gütezeichens bei Unter-
nehmen achten, da allein dieses Gütezei-
chen eine bessere und optimale Qualitäts-
sicherung garantiert. 
 
 
 

 
Verband der Seekiesindustrie e. V. 

 
Dem Geschäftsführer des WBN obliegt 
zudem die Geschäftsführung des Ende 
des Jahres 2006 speziell für die Interes-
sen der Seekiesunternehmen gegründeten 
Seekiesverbandes. 
 
Satzungsmäßiger Vereinszweck ist die 
Vertretung und Wahrung der fachlichen, 
technischen und wirtschaftlichen Interes-
sen der Unternehmen, die Seesande und  
-kiese aus der deutschen Nord- und Ost-
see gewinnen, aufbereiten und vermark-
ten. 
 

 
Arbeitskreis Steine und Erden 

Nordrhein-Westfalen 
 
Der WBN hat seit Jahren die Leitung des 
Arbeitskreises Steine und Erden Nord-
rhein-Westfalen  - also des Gremiums 
inne, das die Stellungnahmen der Steine- 
und Erden-Industrie im Land NRW gegen-
über der Landesregierung bündelt und 
abgibt.  
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Die Schwerpunkte der Tätigkeit im Be-
richtsjahr lagen in den Themenbereichen: 
 
·  Einzelfallprüfung in der Wasserschutz-

gebietszone III B 
·  Bodendenkmalschutz 
·  Verwaltungsstrukturreform - Kommu-

nalisierung immissionsschutzfachlicher 
Zulassungsverfahren 

·  Rohstoffbericht 
·  Landesraumordnung 
·  Regionalplanung 
·  FFH- und Vogelschutzrichtlinien. 
 
Zudem gab der Arbeitskreis Steine und 
Erden Nordrhein-Westfalen im Berichts-
jahr zu diversen Gesetzes- und Verord-
nungsentwürfen Stellungnahmen ab. 
 
Hiermit sind sehr viel Arbeit und eine in-
tensive Recherche verbunden, da komple-
xe Gesetzesentwürfe bearbeitet werden 
müssen und hierzu Stellungnahmen ver-
fasst werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Begleitung in Verfahren 
 
Die zuvor genannten Tätigkeitsschwer-
punkte sind nicht abschließend. 
 
Der WBN hat Mitgliedsunternehmen bei 
zahlreichen Behördengängen begleitet, in 
Genehmigungsverfahren unterstützt, vor 
Ort besucht und telefonisch Rat erteilt. 
Dies betraf Bereiche des Umwelt- und 
Planungsrechts. 
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Wirtschaftsverband Baustoffe - Naturstein e. V.  
Annastraße 67 - 71, 50968 Köln 

Telefon: (02 21 ) 93 77 10 - 0, Telefax: (02 21) 93 77 10 - 10 

FA 
Naturstein/ 

Naturwerkstein, 
Kies und Sand 

 

FA 
Mischanlagen/ 

Baustoffrecycling, 
gemischte Bau-

stoffbetriebe 

FV 
Schiefer 
(Benger/ 

Ackermann) 

GGT 
(Benger/Ritter) 
 

FV Ziegel 
Nordwest 
(Benger/ 

Dr. Figge) 

FV Ziegel 
Nord 

(Benger/ 
Dr. Altaha) 

FV 
Seekies 
(Benger/ 

M. Bäätjer)) 
 

Arbeitskreis 
Steine und  
Erden NRW 

Administrative Tätigkeiten  
Geschäftsbericht, Finanzen, Haushalt etc., Lobbying 

(Benger) 

 
Spezifische Fragen 

Tarifpolitik  
Entgelttarifverträge 

(Benger) 

Arbeitsrechtliche Auskünfte  
und Beratungen in grundsätzlichen Fragen 

(Benger, Jahn, Ritsert, Wiehe) 

Rohstoffsicherung/Planungsrecht  
Landes-, Regionsentwicklungsplanung, 
Stellungnahmen, Termine in Ministerien, 

bei Bezirksregierungen etc., 
Stellungnahmen zu Landesgesetzen, 

Verordnungen etc., Anhörungen, 
Technischer Umweltschutz 

(Benger, Jahn, Wetzlar, Wiehe, Ritsert) 
 

Sonstiges Recht  
Steuerrecht, VOB, 

Geschmacksmusterrecht etc. 
(Benger) 

Technische Beratung  
bei Firmenanfragen 

Qualitätsmanagement 
(Ritter) 

 
Ausbildungsanfragen 

(Benger) 

 
Öffentlichkeitsarbeit 

(Benger) 
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Gremienliste  
 
Vorsitzender  
 
Franz-Bernd Köster 
 
 
Stellvertretende Vorsitzende 
 
Thilo Juchem   
Dirk Wegener 
 
 
Vorstand 
 
Thilo Juchem   
Franz-Bernd Köster 
Lars Lichtnack 
Johannes Netz 
Hans-Joachim Partsch 
Dr. Michael Pescher 
Dirk Wegener 
 
 
Landesvorsitzende 
 
Thilo Juchem   
(Rheinland-Pfalz/Saarland) 
 
Dr. Michael Pescher 
(Nordrhein-Westfalen) 
 
Dirk Wegener 
(Niedersachsen/Nordwestdeutschland) 
 
 
Stellvertretende Landesvorsitzende 
 
Franz-Bernd Köster 
(Nordrhein-Westfalen) 
 
Lars Lichtnack 
(Niedersachsen) 
 
Johannes Netz  
(Rheinland-Pfalz) 
 
Hans-Joachim Partsch 
(Nordrhein-Westfalen) 
 
 
 

 
 
Beirat  
- Nordrhein-Westfalen 
 
Kurt Burchard 
Burkhard Ebel 
Bernd Griese 
Christoph Kaufmann 
Katharina Killing  
Dr. Christian Lange 
Heribert Niemann 
Frank Zielonka 
 
 
Beirat  
- Niedersachsen/Nordwestdeutschland 
 
Andreas Goedecke 
Dr. Siegfried Klingebiel 
Klaus Köster 
Heimo Milnickel 
Mario Kappler 
Nico Steudel 
Jörg-Udo Vogt 
Uwe Werner 
 
 
Beirat  
- Rheinland-Pfalz/Saarland 
 
Helmut Bach 
Armin Bast  
Jürgen Riebenich 
Dieter Stolz 
Wolfgang Thust  
 
 
Entgelttarifkommission  
- Nordrhein-Westfalen 
 
Franz-Bernd Köster      Vorsitzender 
Bernd Griese 
Hans-Edgar Hans 
Christoph Kaufmann 
Dr. Christian Lange 
Kurt Pape 
Hans Joachim Partsch 
Birgit Rauen 
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Entgelttarifkommission 
- Niedersachsen/Nordwestdeutschland 
 
Dirk Wegener    Vorsitzender 
Dr. Jürgen Aretz 
Andreas Goedecke 
Klaus Köster 
Lars Lichtnack 
Norbert Oppermann 
Kurt Pape 
Harald Querhammer 
Jörg-Udo Vogt 
Ferdinand Wesling 
 
 
Entgelttarifkommission 
- Rheinland-Pfalz/Saarland 
 
Helmut Bach   Vorsitzender 
Stephan Bast 
Thilo Juchem 
Johannes Netz 
Kurt Pape 
Hans Joachim Partsch 
Dr. Michael Schulz-Schmalschläger 
Wolfgang Thust 
 
 
Entgeltrahmentarifkommission  
- Tarifgebiet Nordwestdeutschland 
 
Dirk Wegener   Vorsitzender 
Dr. Jürgen Aretz 
Andreas Goedecke 
Franz-Bernd Köster 
Klaus Köster 
Lars Lichtnack 
Kurt Pape 
Hans Joachim Partsch 
Harald Querhammer 
Jörg-Udo Vogt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Entgeltrahmentarifkommission  
- Tarifgebiet Rheinland-Pfalz/Saarland 
 
Helmut Bach   Vorsitzender 
Stephan Bast 
Thilo Juchem 
Johannes Netz 
Kurt Pape 
Hans Joachim Partsch 
Wolfgang Thust 
 
 
Vertreter des Wirtschaftsverbandes im 
Vorstand des Bundesverbandes Mine-
ralische Rohstoffe e. V., Köln 
 
Thilo Juchem 
Franz-Bernd Köster 
Dr. Michael Pescher 
Dirk Wegener 
 
 
Vertreter des Wirtschaftsverbandes im 
Vorstand des Deutschen Naturwerk-
stein-Verbandes e. V., Würzburg 
 
Katharina Killing 
Heiner Rinsche 
 
 
Rechnungsprüfer 
 
Hans Joachim Partsch 
Peter Rombach 
 
 
Geschäftsführer 
 
Raimo Benger 
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2.) Entwicklung der Wirtschaft 
 
Quelle: www.faz.net 
 
Frühjahrsgutachten  
 
Aufschwung ohne Schwung 
 
Nachdem das Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
im vergangenen Jahr um 5 Prozent einge-
brochen ist, erwarten die Institute nun, 
dass die deutsche Wirtschaft 2010 um 1,5 
Prozent wachsen wird. In ihrem Herbst-
gutachten waren sie noch von 1,2 Prozent 
ausgegangen. 2011 werde das Wachstum 
1,4 Prozent betragen. Zwar sei die wirt-
schaftliche Erholung vorübergehend ins 
Stocken geraten - für das erste Quartal 
2010 gehen die Ökonomen von einem 
leichten Schrumpfen des BIP aus. Das 
liege aber vor allem an dem ungewöhnlich 
harten Winter. In der Grundtendenz dürfte 
die Konjunktur weiter aufwärts gerichtet 
sein, heißt es in dem Gutachten mit Ver-
weis auf die gestiegenen Auftragseingän-
ge und die Stimmungsindikatoren. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Beteiligt an dem Frühjahrsgutachten wa-
ren das Kieler Institut für Weltwirtschaft, 
das Münchner Ifo-Institut, das Institut für 
Wirtschaftsforschung Halle, das Rhei-
nisch-Westfälische Institut für Wirtschafts-
forschung aus Essen, das gewerkschafts-
nahe Institut für Makroökonomie und Kon-
junkturforschung aus Düsseldorf, die Kon-
junkturforschungsstelle der Eidgenössi-
schen Technischen Hochschule Zürich 
sowie das Österreichische Institut für Wirt-
schaftsforschung und das Institut für höhe-
re Studien aus Wien. 
 
 
Die gesamtwirtschaftliche Situation 
 
Deutschland wurde im vergangenen Jahr 
massiv von der globalen Wirtschafts- und 
Finanzkrise erfasst. Das reale Bruttoin-
landsprodukt (BIP) ist mit real -5,0% so 
stark geschrumpft wie nie zuvor in der 
Nachkriegszeit.  
 
Ursächlich für den massiven Einbruch der 
Wirtschaftsleistung war zum einen der 
deutliche Rückgang des Außenhandels: 
Während die Exporte um real -14,7% san-
ken, gingen die Importe um lediglich -8,9% 
zurück. Zum anderen sind die Ausrüs-
tungsinvestitionen mit preisbereinigt          
-20,0% erdrutschartig eingebrochen. Die 
Investitionen in Bauten waren hingegen 
mit real -0,7% relativ stabil. Die einzigen 
positiven Impulse kamen 2009 von den 
Konsumausgaben: Der private Konsum 
wirkte mit einem Zuwachs von real +0,4% 
- angetrieben durch die starke Ausweitung 
des Automobilabsatzes im Zuge der Ab-
wrackprämie - gesamtwirtschaftlich stabili-
sierend, die Konsumausgaben des Staa-
tes erhöhten sich um real +2,7%.  
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Konjunkturprognosen im Vergleich:  
Weitgehende Einigkeit der Institute  
 
Die im Dezember vorgelegten, aktualisier-
ten Konjunkturprognosen der wichtigsten 
Institute bestätigen weitgehend den zuvor 
vom Herbstgutachten der Wirtschaftsfor-
schungsinstitute und Sachverständigenrat 
der Bundesregierung aufgezeigten Trend:  
 
Der tiefe Einbruch der Wirtschaftsleistung 
in Höhe von rund -5% in 2009 ist über-
standen, 2010 dürfte es wieder leicht auf-
wärts gehen. Während das Herbstgutach-
ten hier mit real -1,2% für 2010 noch recht 
pessimistisch war, gehen die meisten In-
stitutionen inzwischen von einem Wachs-
tum von +1,6% bis +1,9% aus.  
 
Obwohl es damit wieder aufwärts geht, ist 
das Vorkrisenniveau noch weit entfernt:  
 
Bei einem Durchschnittswachstum von 
real +1,7% wäre die Wirtschaftsleistung 
des Jahres 2008 erst zum Jahresende 
2012 wieder erreicht. Abzuwarten bleibt 
allerdings, ob der Aufschwung inzwischen 
so robust ist, dass auch nach Auslaufen 
der Konjunkturpakete signifikante Zu-
wächse beim Wirtschaftswachstum erzielt 
werden können.  
 
Aktuelle Konjunkturprognosen im Vergleich:  
reale Veränderung gegenüber Vorjahr in % 
 

 
 

 
Weniger einheitlich sind die Prognosen 
bezogen auf die Investitionen in Bauten. 
Zwar sind die Institute für 2009 gegenüber 
dem Herbstgutachten vom Oktober          
(-1,2%) inzwischen etwas zuversichtlicher 
geworden und gehen von marginal rück-
läufigen Bauinvestitionen zwischen 0 und  
-0,5% aus.  
 
Für 2010 sind hingegen der Sachverstän-
digenrat und das RWI mit jeweils rund 
+1¼% Zuwachs recht optimistisch - die 
Institutionen rechnen hier mit Zuwächsen 
im Wohnungsbau und Impulsen durch die 
Konjunkturpakete, während sich die Rück-
gänge im Wirtschaftsbau abschwächen 
dürften. Die meisten übrigen Institute 
rechnen mit einem leichten Wachstum der 
Bauinvestitionen zwischen 0 und +0,5%. 
Aus dem Rahmen fällt hingegen das Kieler 
Institut für Weltwirtschaft:  
 
Angetrieben von einer raschen Überwin-
dung der Investitionszurückhaltung der 
Unternehmen, einem stark expandieren-
den Wohnungsbau und hohen öffentlichen 
Investitionen geht das IfW von einem Zu-
wachs der Bauinvestitionen von +4,6% in 
2010 aus. 
 
 
IW-Verbandsumfrage 2009 / 2010: Nach 
der Krise herrscht vorsichtiger Opti-
mismus  
 
Die zum Jahresende 2009 veröffentlichte 
Konjunkturumfrage des IW Köln unter 44 
Wirtschaftsverbänden geht von einer all-
mählichen Überwindung der Wirtschafts-
krise aus: So melden 27 Branchen eine 
Verbesserung der Stimmung gegenüber 
dem Vorjahr. Eine Stimmungsverschlech-
terung ist in 10 Branchen festzustellen, 
etwa beim Maschinen- und Anlagenbau 
und in der Keramischen Industrie. Die 
Produktion dürfte sich 2010 in 22 der be-
trachteten 44 Wirtschaftszweige erhöhen, 
wobei hier die Eisen- und Stahlindustrie 
nach der schweren Krise nun mit deutlich 
höheren Ergebnissen rechnet. Eine niedri-
gere Produktion als 2010 erwarten hinge-
gen 13 Wirtschaftszweige.  
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Trotz der insgesamt recht optimistischen 
Produktionserwartungen ist nicht mit einer 
breit angelegten Steigerung der Investiti-
onstätigkeit zu rechnen: Zwar rechnet jede 
fünfte Branche mit zunehmenden Investiti-
onen im neuen Jahr, die überwiegende 
Mehrheit erwartet jedoch gleichbleibende 
bzw. zurückgehende Investitionsbudgets.  
 
Noch eindeutiger sind die Erwartungen 
bezogen auf die Beschäftigung: 2010 dürf-
te die Krise den Arbeitsmarkt endgültig 
erreichen, drei Fünftel der befragten Ver-
bände gehen von rückläufigen Beschäftig-
tenzahlen in ihrem jeweiligen Bereich aus. 
Ein konstantes Beschäftigungsniveau er-
warten 16 der betrachteten Wirtschafts-
zweige.  
 
Für die Baustoff-, Steine- und Erden-
Industrie hat der BBS in der IW-Umfrage 
eine Stimmungsverbesserung gegenüber 
dem Jahreswechsel 2008/09 konstatiert. 
Allerdings rechnet der BBS bei Produktion, 
Investitionen und Beschäftigung mit einer 
rückläufigen Entwicklung gegenüber dem 
vergangenen Jahreswechsel. Die Ein-
schätzung spiegelt auch die Ergebnisse 
der Umfrage unter den BBS-Mitgliedsver-
bänden wider. 
 
 
Die Lage der Bauwirtschaft 
 
Der leichte reale Rückgang bei den Bauin-
vestitionen um -0,7% ist gleichermaßen 
auf rückläufige Investitionen sowohl im 
Wohnungsbau (-0,8%) als auch im Nicht-
wohnungsbau (-0,7%) zurückzuführen. 
Allerdings gingen die Investitionen im 
Wirtschaftsbau mit real -2,5% deutlich zu-
rück (gewerblicher Hochbau: -3,0%, ge-
werblicher Tiefbau: -1,2%), während der 
öffentliche Bau im Zuge der Umsetzung 
der Konjunkturpakete dieses Minus mit 
einem Zuwachs von real +4,0% teilweise 
kompensieren konnte. Stimulierend wirkte 
hier der mit real +11,0% erheblich ausge-
weitete öffentliche Hochbau, während der 
öffentliche Tiefbau mit real -0,1% mehr 
oder weniger stagnierte.  
 
 

 
Gesamtwirtschaftlich ist der Anteil der 
Bauinvestitionen am BIP 2009 von 9,8% 
auf 10,2% gestiegen. 
 
 
Entwicklung der Bauinvestitionen 2009: 
 
(reale Veränderung gegenüber 2008 in 
Prozent, Deutschland) 
 
Wohnungsbau      -0,8 
Nichtwohnungsbau      -0,7 

Gewerblicher Hochbau    -3,0 
Gewerblicher Tiefbau     -1,2 
Öffentlicher Hochbau  +11,0 
Öffentlicher Tiefbau     -0,1 

Bauinvestitionen insgesamt     -0,7 
 
 
Die Entwicklung der Bauinvestitionen 
 
Für die Entwicklung der Bauinvestitionen 
in 2009 und 2010 kommt die Bundesregie-
rung in ihrem diesjährigen Jahreswirt-
schaftsbericht zu folgender Einschätzung: 
 
„Die Bauinvestitionen verliefen im Jahr 
2009 günstiger als die gesamtwirtschaftli-
che Entwicklung. Die staatlichen Bauin-
vestitionen wurden im Rahmen des Zu-
kunftsinvestitionsprogramms ausgedehnt. 
Die positive Wirkung der Konjunkturmaß-
nahmen setzte im zweiten Halbjahr 2009 
ein; sie werden in diesem Jahr weiter Im-
pulse liefern. Die Wirtschaftsbautätigkeit 
war ähnlich wie die Ausrüstungsinvestitio-
nen erheblich von der Rezession und den 
schwierigeren Finanzierungsbedingungen 
betroffen. Die privaten Nicht-Wohnungs-
bauinvestitionen dürften in diesem Jahr 
kaum zur gesamtwirtschaftlichen Aktivität 
beitragen. Da die vorhandenen Produkti-
onsstätten in vielen Fällen ausreichen, 
kann keine nennenswerte Erweiterung der 
Produktionskapazitäten erwartet werden. 
Der private Wohnungsbau hingegen dürfte 
in diesem Jahr expandieren. Die niedrigen 
Hypothekenzinsen dürften sich positiv 
auswirken, zumal sich bisher die Konditio-
nen für Wohnungsbaukredite im Vergleich 
zu denen für Kredite an die gewerbliche 
Wirtschaft nicht verschlechterten.  
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Auch werden die Modernisierung des 
Wohnungsbestandes und die energetische 
Sanierung die Nachfrage stimulieren. 
Dämpfend könnte sich jedoch die Situation 
auf dem Arbeitsmarkt auf die Wohnungs-
bauinvestitionen auswirken.  
 
Insgesamt erwartet die Bundesregie-
rung, dass die Bauinvestitionen in die-
sem Jahr - bei unterschiedlicher Ent-
wicklung der einzelnen Komponenten - 
im Durchschnitt preisbereinigt um 1,1 
Prozent über dem Niveau des Vorjahres 
liegen .“ 
 
Aus Sicht des BBS erscheint die Einschät-
zung der Bundesregierung im Großen und 
Ganzen recht realistisch. Allerdings ist zu 
berücksichtigen, dass sich der Woh-
nungsneubau trotz der zu erwartenden 
leichten Belebung weiterhin auf extrem 
niedrigem Niveau befindet. Der Schwer-
punkt des Wohnungsbaus wird daher wei-
terhin im Bestandsbereich liegen.  Wäh-
rend im Wirtschaftsbau konjunkturell be-
dingt in 2010 keine Impulse zu erwarten 
sind, dürfte der öffentliche Bau noch ein-
mal deutlich expandieren. Als Frühindika-
tor für die Baukonjunktur dienen die Auf-
tragseingänge im Bauhauptgewerbe: Die-
se sanken in 2009 insgesamt um real        
-6,6% (Hochbau: -13,0%, darunter Woh-
nungsbau: -1,0%; Tiefbau: +0,1%, darun-
ter Straßenbau: +4,1%). Im Jahresverlauf 
hat sich die Baukonjunktur jedoch zuneh-
mend aufgehellt. Im letzten Quartal 2009 
erhöhten sich die Auftragseingänge um 
real +2,4% (Hochbau: -1,5%, darunter 
Wohnungsbau: +8,3%; Tiefbau: +6,6%, 
darunter Straßenbau: +14,3%). 
 
Der Sachverständigenrat zur Begutach-
tung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung kommt in seinem Ende 2009 veröf-
fentlichten Jahresgutachten zu folgenden 
Einschätzungen zu den baukonjunkturel-
len Aussichten in 2010 (reale Veränderung 
gegenüber 2009 in Prozent, Deutschland): 
 
 
 
 
 

 
Wohnungsbau:     +  0,4 % 
Wirtschaftsbau:      -   3,1 % 
Öffentlicher Bau:    +14,9 % 
Bauinvestitionen insgesamt:   +  1,2 % 
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Bruttoinlandsprodukt, Bruttonationaleinkommen und V olkseinkommen 

 

  2006 2007 2008 2009 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 

Verwendung des Bruttoinlandsprodukts   

In jeweiligen Preisen  

Private Konsumausgaben 2,3   1,4   2,5   0,5   

Konsumausgaben des Staates 1,6   2,2   3,7   4,5   

Bruttoanlageinvestitionen 8,4   7,7   4,2   – 9,0   

darunter: 

Ausrüstungsinvestitionen 10,6   10,2   2,7   – 21,1   

Bauinvestitionen 7,1   6,3   5,8   0,2   

   I n l ä n d i s c h e   V e r w e n d u n g 3,3   2,9   3,7   – 1,5   

   Exporte 14,4   8,0   3,5   – 17,3   

   Importe 14,9   4,9   5,8   – 14,4   

   B r u t t o i n l a n d s p r o d u k t   (BIP) 3,7   4,4   2,8   – 3,7   

Preisbereinigt, verkettet 

   Private Konsumausgaben 1,3   – 0,3   0,4   0,4   

   Konsumausgaben des Staates 1,0   1,7   2,1   2,7   

   Bruttoanlageinvestitionen 7,8   5,0   3,1   – 8,6   

darunter: 

Ausrüstungsinvestitionen 11,8   11,0   3,3   – 20,0   

Bauinvestitionen 4,6   0,0   2,6   – 0,7   

   I n l ä n d i s c h e   V e r w e n d u n g 2,2   1,0   1,7   – 1,8   

   Exporte 13,0   7,5   2,9   – 14,7   

   Importe 11,9   4,8   4,3   – 8,9   

   B r u t t o i n l a n d s p r o d u k t   (BIP) 3,2   2,5   1,3   – 5,0   

   Nachrichtlich:         

       BIP je Erwerbstätigenstunde 2,9   0,7   – 0,0   – 2,2   

       BIP je Erwerbstätigen 2,5   0,8   – 0,1   – 4,9   

In jeweiligen Preisen  

   Bruttonationaleinkommen 4,7   4,4   2,4   – 3,5   

   Volkseinkommen 4,9   3,5   2,5   – 4,0   

      Arbeitnehmerentgelt 1,7   2,8   3,7   – 0,2   

      Unternehmens- und Vermögenseinkommen 11,4   4,8   0,2   – 11,0   

   Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte 2,0   1,6   2,7   0,4   

Wachstumsbeiträge zum preisbereinigten BIP in Prozentpunkten 

Inländische Verwendung 2,1   1,0   1,6   – 1,7   

   Private Konsumausgaben 0,8   – 0,2   0,2   0,2   

   Konsumausgaben des Staates 0,2   0,3   0,4   0,5   

   Bruttoanlageinvestitionen 1,4   0,9   0,6   – 1,6   

darunter: 

Ausrüstungsinvestitionen 0,8   0,8   0,3   – 1,6   

Bauinvestitionen 0,4   0,0   0,2   – 0,1   

   Vorratsveränderungen und Ähnliches – 0,2   0,0   0,4   – 0,8   

Außenbeitrag 1,0   1,5   – 0,3   – 3,4   

Anmerkung: vorläufige Angaben, 4. Quartal 2009 geschätzt             Quelle: Statistisches Bundesamt
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Lage der Baustoff-Industrie 
 
ifo-Geschäftsklimaindex: Stimmung in 
der Baustoffindustrie weiter verbessert  
 
Obwohl es nach der Überwindung der 
Wirtschaftskrise mehrere Jahre dauern 
dürfte, bis in Bezug auf die Wirtschaftsleis-
tung wieder das Ausgangsniveau erreicht 
sein wird, werden die Geschäftslage und    
-erwartungen in der gewerblichen Wirt-
schaft zunehmend positiv beurteilt. So 
werden im Gesamtindex des ifo-Instituts 
sowohl die gegenwärtige Geschäftslage 
als auch die Erwartungen wieder deutlich 
optimistischer beurteilt.  
 
Die verbesserte Stimmung schlägt sich 
auch im Teilindex für den Bereich Glas-
gewerbe, Keramik, Verarbeitung von Stei-
nen und Erden nieder: Dieser ist in den 
vergangenen Monaten deutlich gestiegen 
und hat inzwischen wieder den Stand vom 
Frühsommer 2008 erreicht. Mit einem Sal-
do von -7,4 Punkten („positive“ Umfrage-
ergebnisse abzüglich „negative“ Umfrage-
ergebnisse) ist die Stimmung zwar immer 
noch eher pessimistisch, hat sich aber seit 
dem Tiefststand von -39,1 Punkten im 
März 2009 deutlich aufgehellt.  
 
 
ifo-Index Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung von 
Steinen und Erden  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Verbesserung schlägt sich in fast allen 
Teilbranchen nieder: Insbesondere in den 
Bereichen be- und verarbeitete Naturstei-
ne sowie Ziegel und sonstige Baukeramik 
hat sich das Geschäftsklima zuletzt ver-
bessert, hier ist das Geschäftsklima per 
Saldo nicht mehr negativ - auch wenn die-
se Entwicklung insbesondere im Ziegelbe-
reich angesichts der schlechten Konjunk-
turlage vor allem auf die Hoffnung einer 
leichten Besserung im Jahr 2010 zurück-
zuführen sein dürfte. Im Bereich gebrann-
ter Kalk befindet sich das Geschäftsklima 
zwar immer noch auf sehr niedrigem Ni-
veau, zuletzt konnte es sich aber deutlich 
verbessern. In der Zementindustrie ist der 
Index hingegen nach einem bis Oktober 
2009 andauernden Zwischenhoch nun 
wieder leicht rückläufig. 
 
 
ifo-Index be- und verarbeitete Natursteine 

 
 
 
ifo-Index Ziegel und sonstige Baukeramik  
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ifo-Index Betonerzeugnisse 

 
 
 
ifo-Index gebrannter Kalk 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
ifo-Index Zement 
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2.1) Die Baustoff-, Kies und Sand- und Natursteinin dustrie im Jahr 2009  
 
Die Natursteinindustrie 
 
 

Versand und Umsatz im Gesamtgebiet 
 

Tabelle 1 a 
 
Im vergangenen Jahr konnte nur Niedersachsen den Versand steigern. Ein extrem hohes 
Minus hat Nordrhein-Westfalen mit gut 12 % zu verzeichnen. 
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Tabelle 1 b 
 
Bezogen auf den Umsatz ist das Minus in Nordrhein-Westfalen mit fast 8 % nicht ganz so 
extrem hoch ausgefallen wie bei der Tonnage.  
 
Niedersachsen und Rheinland-Pfalz konnten ihren Umsatz steigern. 
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Versand der Bundesländer 1990 bis 2009 

 
Die langfristige Entwicklung für die Bundesländer zeigt folgendes Verlaufsdiagramm: 
 

 
 
Hier ist zu bemerken, dass ein größeres Unternehmen im Jahre 1993 aus- und im Jahre 
2000/2001 wieder eintrat. Insofern sind die „Sprünge“ in der Kurve zu erklären. 
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Tabelle 3 

 
Versand an Brecherprodukten 
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Tabelle 4 
 

Versand nach Gesteinsarten 
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Tabelle 5 

 
Versand in Niedersachsen 
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Tabelle 6 

 
Versand in Nordrhein-Westfalen 
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Tabelle 7 

 
Versand in Rheinland-Pfalz 
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Tabelle 9 

 
Langfristige Entwicklung 

 
Seit 1980 weist der Verband die langfristige Entwicklung der Absatzzahlen in den drei Bun-
desländern und im Gesamtgebiet aus, jeweils bezogen auf das Vorjahr. 
 

Versandentwicklung 1979 bis 2009 
Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr 

Jahr Niedersachsen 
Nordrhein-
Westfalen Rheinland-Pfalz Gesamtgebiet 

1979 100,0 100,0 100,0 100,0 

1980 -13,4 -3,8 -7,8 -7,0 

1981 -4,4 -12,3 -8,9 -9,7 

1982 2,8 1,3 -0,4 0,8 

1983 -5,5 1,3 3,2 1,1 

1984 21,2 -1,9 -9,6 -2,0 

1985 -4,1 0,7 -7,0 -3,5 
1986 7,7 8,5 -2,5 3,7 
1987 -9,2 -0,7 -4,8 -4,1 
1988 4,7 2,7 6,7 4,6 
1989 14,6 9,0 2,6 7,5 
1990 -7,4 2,3 5,5 1,6 
1991 10,5 0,6 -1,0 1,9 
1992 6,0 4,3 7,8 6,0 
1993 -13,9 -7,2 -0,8 -6,1 
1994 13,0 3,1 5,8 6,8 
1995 -10,5 -4,3 -0,2 -5,3 
1996 -2,8 -7,1 -9,1 -6,3 
1997 6,0 10,7 3,0 7,2 
1998 -5,1 5,0 0,1 0,6 
1999 19,1 13,5 22,9 17,4 
2000 -10,5 1,6 4,9 -1,4 
2001 -1,4 -11,7 -12,8 -8,9 
2002 -12,3 -6,3 -6,7 -7,6 
2003 8,4 -1,0 -9,0 -3,1 
2004 -4,4 -0,3 1,4 -0,3 
2005 0,7 0,6 2,5 1,4 
2006 8,2 6,0 1,5 4,4 
2007 -7,8 -0,9 -1,6 -2,3 
2008 6,3 3,3 4,6 4,3 
2009 2,0 -12,0 -2,0 -6,1 
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Versand und Umsatz Kies- und Sand-
Industrie 
 
Die nachstehenden Tabellen zeigen, dass 
in Nordrhein-Westfalen sowohl der Ver-
sand in Tonnen als auch der Umsatz ge-
steigert werden konnten. Dagegen weist 
der Versand in Tonnen in Niedersachsen 
ein Minus von knapp 6 % aus, wogegen 
der Umsatz ein Minus von 1,6 % aufweist. 
 

Versand in Tonnen und Umsatz 2008 

 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 
 

 
Versand 

in Tonnen 
Versand  
in Euro 

Nordrhein-
Westfalen 

3.670.064 19.351.540 

Niedersachsen 4.671.331 22.839.619 

Gesamt 8.341.395 42.191.159 

 
 

Versand in Tonnen und Umsatz 2009 
 
Versand 

in Tonnen 
Versand  
in Euro 

Nordrhein-
Westfalen 

3.714.572 20.494.703 

Niedersachsen 4.394.760 22.470.277 

Gesamt 8.109.332 42.964.980 

 
 

Veränderung in % 2008 zu 2009 
 
Versand 

in Tonnen 
Versand  
in Euro 

Nordrhein-
Westfalen 1,21 5,91 

Niedersachsen -5,92 -1,62 

Gesamt -2,78 1,83 
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Erzeugerpreisindizes ausgewählter Steine- und Erden -Erzeugnisse 

(ohne MwSt.; Basis: 2005 = 100) 

Steine-und-Erden-Erzeugnisse GP-Nummer 2008 2009 2009/08 
(%) 

Kies u. Sand, gebrochene Natursteine 0812 1 110,4 113,5 + 2,8 

Bausand und andere natürliche Sande 0812 11 900 100,4 100,0 - 0,4 

Baukies und anderer Kies 0812 12 103 106,7 111,0 + 4,1 

Gebrochener Kalkstein und Dolomit für 
den Beton-, Wege- und Bahnbau 0812 12 301 100,1 102,4 + 2,4 

Brechsande und Körnungen für den 
Beton-, Wege- und Bahnbau 0812 12 303 122,4 128,4 + 4,9 

Körnungen, Splitt von anderen    Natur-
steinen 
(nicht Beton-, Wege- Bahnbau) 

0812 12 903 119,4 121,6 + 1,8 

Kalkstein für Zement-, Branntkalk-, 
Kalksteinherstellung 0811 20 503 106,5 109,9 + 3,2 

Be- und verarbeitete Naturwerk-  
und Natursteine [Werkstein]  2370 105,5 106,2 + 0,7 

Gehweg-, Belagplatten aus Beton 2361 11 504 98,0 102,0 + 4,1 

Pflaster-, Bord-, Rinnsteine u. ä.  
Erzeugnisse  2361 11 505 106,1 110,9 + 4,5 

Asphaltmischgut 2399 19 100 118,8 128,3 + 8,0 

Frischbeton [Transportbeton] 2363 107,8 114,1 + 5,9 

Mörtel und anderer Beton,  
nicht feuerfest 2364 107,3 112,4 + 4,8 

Rohre aus Beton 2361 11 600 105,2 105,1 - 0,1 

Andere vorgefertigte Bauelemente aus 
Beton oder Kalksandstein 2361 12 009 110,9 112,3 + 1,2 

Ziegel- und sonstige Baukeramik  2332 108,4 116,1 + 7,2 

Baustoff-/Steine- und Erden-
Erzeugnisse insgesamt   108,9 111,9 + 2,7 

Quelle:  BV MIRO nach Angaben des Statistisches Bundesamtes 
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2.2) Die Naturwerkstein-Industrie  
 im Jahr 2009  
 

Tabelle 11 
Umsatzentwicklung 2009 

 
Der nachfolgenden Tabelle kann entnom-
men werden, dass ein Umsatzrückgang im 
vergangenen Jahr in Nordrhein-Westfalen 
von über 10 %  zu verzeichnen ist. Dage-
gen konnte die Naturwerkstein-Industrie in 
Rheinland-Pfalz den Umsatz um über      
26 % steigern. Niedersachsen steht eben-
falls mit einem Plus von 2,3 % gut da. 
 

Bundesland Veränderung 
2008 zu 2009 

in % 

Nordrhein-Westfalen -10,4783 

Niedersachsen 2,3029 

Rheinland-Pfalz 26,4328 

Gesamt -1,7544 

 
Tabelle 12 

 
Umsatzentwicklung der 
Gesteinsgruppen 2009 

 

Gesteins-  
gruppen 

Anteil in 
% 

2008 

Anteil in 
% 

2009 
Verände-  
rung in %  

Anröchter  
Stein 6,6624 4,4213 -34,8020 

Basaltlava,  
Tuff, Tra-
chyt 

12,5529 16,9896 32,9697 

Grauwacke, 
Sandstein 32,9658 29,7981 -11,1949 

Marmor,  
Granit 47,8189 48,7909 0,2427 

Gesamt 100,0000 100,0000 -1,7544 

 
2.3) Sozialdaten 
 
Nachstehend eine Übersicht über die „Ent-
wicklung der Arbeitnehmer/innen“. Leider 
nehmen nur sehr wenige unserer Mit-
gliedsunternehmen an der Abfrage teil.   
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3.) Aus der Arbeit des Verbandes 
 
Im Berichtsjahr bot der Wirtschaftsverband 
- wie in den vorangegangenen Jahren - den 
ihm angeschlossenen 175 Direktmitglie-
dern sowie den indirekten Mitgliedern ein 
umfassendes Informations- und Beratungs-
spektrum. 
 
In seiner Eigenschaft als Arbeitgeberver-
band unterstützt er seine Mitglieder insbe-
sondere bei der betrieblichen Umsetzung 
von tariflichen Öffnungsklauseln, der Füh-
rung von gerichtlichen Verfahren von 
grundsätzlicher Bedeutung und informierte 
und beriet diese in arbeits- und sozialrecht-
lichen Angelegenheiten. Einen weiteren 
Schwerpunkt bildete die Tarifrunde 2009. 
 
Die Beratung in umwelt- und genehmi-
gungsrechtlichen Angelegenheiten, die In-
teressenvertretung im Rahmen von Ge-
setzgebungsvorhaben sowie die Intensivie-
rung der Kontakte zu politischen Entschei-
dungsträgern stellte sich zudem als 
Schwerpunkt des Verbandes in seiner 
Funktion als Wirtschaftsverband dar. 
 
Diese Linie wird der Verband auch weiter-
hin verfolgen. So wird er in Zukunft glei-
chermaßen ein besonderes Gewicht auf die 
bewährte tarifpolitische und arbeitsrechtli-
che Vertretung und Beratung legen sowie 
sich für die stetige Verbesserung der Rah-
menbedingungen im Zusammenhang mit 
der Rohstoffsicherung einsetzen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
3.1) Tarifpolitik, Arbeits- und Sozialpo-

litik 
 
Tarifrunde 2009 
 
Die Tarifrunde 2009 hat für die Mitgliedsun-
ternehmen des Wirtschaftsverbandes zu 
sehr moderaten Tarifabschlüssen geführt. 
Der Verband betreute dabei seine drei Ver-
bandsgebiete  
 
�  Nordrhein-Westfalen, 
�  Bremen/Hamburg/Niedersachsen/ 

Schleswig-Holstein  
�  Rheinland-Pfalz/Saarland.  
 
Die vereinbarte zweijährige Laufzeit der 
Entgelttarifverträge hat sich als vorteilhaft 
erwiesen. Eine Entgelttarifrunde im Jahr 
2010 konnte dadurch verhindert werden. 
Dies erhöht die Planungssicherheit der 
dem Wirtschaftsverband angeschlossenen 
Unternehmen. Der Wirtschaftsverband hat 
dabei auch die länderspezifischen struktu-
rellen Unterschiede berücksichtigt, indem 
für die einzelnen Verbandsgebiete geson-
derte Entgelttarifverträge ausgehandelt 
wurden. Um den unterschiedlichen struktu-
rellen Gegebenheiten in den Verbands-
räumen auch weiterhin gerecht werden zu 
können, soll es auch künftig bei den ge-
sonderten Abschlüssen nach Verbandsge-
bieten bleiben.  
 
 
Entgeltrahmentarifvertrag 
 
Durch die Einführung der Entgeltrahmenta-
rifverträge hat der Wirtschaftsverband eine 
Grundstruktur geschaffen, innerhalb derer 
die Mitarbeiter differenziert und nach ihrer 
tatsächlichen Tätigkeit eingestuft werden 
können. Es stehen nunmehr 12 Entgelt-
gruppen zur Verfügung, so dass den indivi-
duellen Gegebenheiten am Arbeitsplatz, 
der zu verrichtenden Tätigkeit sowie der 
Erfahrung der Mitarbeiter in differenzierter 
Weise Rechnung getragen werden kann.  
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Auch im vergangenen Jahr konnte bewie-
sen werden, dass das vom Wirtschaftsver-
band praktizierte System - einschließlich 
der Entgeltstruktur - von Vorteil für die an-
geschlossenen Unternehmen ist. 
 
 

   
 

 
 
 
Flexibilisierung und tarifvertragliche 
Öffnungsklauseln 
 
In der Praxis bewährt haben sich auch die 
in den Tarifverträgen verankerten Flexibili-
sierungsmöglichkeiten und Öffnungsklau-
seln. 
 
Auch im vergangenen Jahr gab es vielfa-
che Nachfragen nach Unterstützung durch 
den Wirtschaftsverband im Zusammenhang 
mit der betrieblichen Umsetzung von Flexi-
bilisierungsmöglichkeiten. Insbesondere 
haben die wirtschaftlich außerordentlich 
schweren Zeiten im vergangenen Jahr be-
legt, dass die tariflichen Regelungen eine 
gute Basis darstellen, um jederzeit auf wirt-
schaftliche Situationen flexibel reagieren zu 
können. 
 
 

 
Arbeitszeitkonten  
 
 
 
 
 
 
 
 
    
 
 
In den Tarifverträgen des Wirtschaftsver-
bandes ist die Möglichkeit vorgesehen, die 
Arbeitszeit individuell durch Arbeitszeitkon-
ten zu gestalten. Die Unternehmen der 
Steine- und Erden-Industrie haben von 
dieser Möglichkeit regen Gebrauch ge-
macht. In einer Vielzahl von Unternehmen 
werden derzeit Arbeitszeitkonten genutzt. 
Von besonderer Bedeutung ist, dass die 
Tarifverträge des Wirtschaftsverbandes 
lediglich die Rahmenbedingungen vorge-
ben. Nur innerhalb solcher Rahmenbedin-
gungen ist es überhaupt möglich, entspre-
chende Vereinbarungen mit der nötigen 
Flexibilität zu vereinbaren und dabei auf die 
individuellen Gegebenheiten und Beson-
derheiten einzelner Unternehmen Rück-
sicht nehmen zu können. 
 

Die regelmäßige tarifliche Wochenarbeitszeit 
kann auch im Durchschnitt in einem 

Verteilzeitraum von 12 Monaten erreicht 
werden

� Abrechnung auf der Basis eines Monatsentgeltes
� Guthaben und Fehlzeiten unterliegen keiner 

Höchstgrenze wie im Bautarif
� Kein Anfall von Mehrarbeitszuschlägen
� Grundsatz: Freizeit
� Ausnahme: Auszahlung 

incl. Mehrarbeitszuschlag

Arbeitszeitkonten

 
 
Dies belegt, dass die Tarifverträge des 
Verbandes ein unverzichtbares Mittel sind, 
um die Arbeitszeiten der Mitarbeiter flexibel 
zu halten und zu gestalten. 
 
Der Wirtschaftsverband stand dabei im 
Zuge der Verhandlungen mit den jeweiligen 
Betriebsräten unterstützend zur Seite.  
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Die Fachkompetenz und langjährige Erfah-
rung des Wirtschaftsverbandes wurden 
wirkungsvoll eingebracht. Durch diese Un-
terstützung konnten Unsicherheiten und 
Bedenken bei den beteiligten Betriebsräten 
und Mitarbeitern beseitigt werden.  
 
 
Tarifvertrag zur Standortförderung 
 
Um den individuellen Bedürfnissen einzel-
ner Unternehmen gerecht zu werden, hat 
der Wirtschaftsverband den Tarifvertrag zur 
Standortförderung abgeschlossen. Diese 
tarifvertragliche Öffnungsmöglichkeit wird 
genutzt, um tarifliche Leistungen reduzieren 
zu können und dadurch Beschäftigung zu 
sichern. Insbesondere ermöglicht dieses 
Instrument, die Wettbewerbsfähigkeit der 
Unternehmen aufrecht zu erhalten und zu 
stärken.  
 
Von besonderer Bedeutung ist dabei, dass 
dieses Öffnungsinstrument nicht erst dann 
genutzt werden kann, wenn die wirtschaftli-
chen Schwierigkeiten bereits eingetreten 
sind. Vielmehr kann es bereits präventiv 
genutzt werden, um wirtschaftliche Proble-
me zu vermeiden.  
 

Beispielfälle:

� Kürzung des monatlichen Entgeltes um einen 
Betrag

� Kürzung der Jahressondervergütung
(nach v. g. Öffnungsklausel bedarf es nicht des 
Vorliegens von wirtschaftlicher Schwierigkeiten)

� Kürzung der Urlaubstage
� Kürzung des zusätzlichen Urlaubsgeldes
� Erbringung einer gewissen Stundenzahl ohne

Gegenleistung 

 
 
In einem Bezugszeitraum von 12 Monaten 
wird durch den Tarifvertrag zur Standortför-
derung ermöglicht, tarifliche Leistungen zu 
kürzen. Die Kürzungsmöglichkeit besteht 
bis zu einer Gesamthöhe von einem Mo-
natsentgelt.  
 
Dieses gewährleistet eine individuelle 
Handhabung unter besonderer Berücksich-
tigung der betrieblichen Gegebenheiten.  
 

 
Neben der Kürzung des Tarifentgeltes kann 
dieses Instrument auch z. B. dazu genutzt 
werden, Urlaubsansprüche oder Urlaubs-
geldansprüche zu reduzieren.  
 
Unternehmen, die dieses Instrument im 
Berichtsjahr genutzt haben, wurden dabei 
durch den Verband unterstützt. Die vielfälti-
ge Nutzung ist ein Beweis dafür, dass der 
Wirtschaftsverband mit seiner tarifpoliti-
schen Arbeit seiner Zielsetzung entspricht 
und vielfältige, individuelle Ausgestal-
tungsmöglichkeiten bietet. Der Verband hat 
bei der Ausarbeitung der entsprechenden 
Betriebsvereinbarungen sowie Individual-
verträge mitgewirkt und damit die Möglich-
keit geschaffen, dass Unternehmen auch in 
der Zukunft konkurrenzfähig bleiben und für 
alle Eventualitäten gut gerüstet sind.  
 
 
Winterentlassung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Wirtschaftsverband hat durch die Ein-
führung der sogenannten Winterentlassung 
eine Möglichkeit geschaffen, mit der Mitar-
beiter mit verkürzter Kündigungsfrist witte-
rungsbedingt gekündigt werden können. 
Gegenüber der gesetzlich vorgesehenen 
Kündigungsfrist von mindestens vier Wo-
chen stellt dies eine bedeutende Erhöhung 
der Flexibilität dar. Dieses Regelwerk ist für 
die Steine- und Erden-Industrie unverzicht-
bar, wie Erfahrungen aus der Praxis zei-
gen. Auch in dieser Hinsicht stand der Ver-
band den Unternehmen beratend und in-
formierend zur Seite.  
 
Die vielfältigen Anfragen belegen, dass 
dieses Instrumentarium gern angewandt 
wird und für das Unternehmen einen im-
mensen Vorteil bringt. 
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Auch in der Zukunft wird sich der Verband 
dafür einsetzen, dass die Möglichkeit der 
witterungsbedingten Kündigung erhalten 
bleibt. Insbesondere vor dem Hintergrund, 
dass seitens des Gesetzgebers immer wie-
der darüber nachgedacht wird, Instrumen-
tarien wie die witterungsbedingte Kündi-
gung durch das in der Baubranche einge-
führte Saisonkurzarbeitergeld abzulösen, 
engagiert sich der Verband dafür, den zu-
vor beschriebenen Bestrebungen erfolg-
reich entgegen zu wirken. In der Vergan-
genheit konnte der Verband derartige Be-
strebungen verhindern - diese erfolgreiche 
Arbeit wird fortgesetzt.  
 
 
Befristete Arbeitsverträge 
 
Bei dem Abschluss befristeter Arbeitsver-
träge bereiten die gesetzlichen Regelungen 
im Allgemeinen erhebliche Hürden und 
Probleme.  
 
Durch den Tarifvertrag über befristete und 
zweckbestimmte Arbeitsverhältnisse, der 
von den dem Wirtschaftsverband ange-
schlossenen Unternehmen vielfältig genutzt 
wird, können Arbeitsverträge bis zu einer 
Gesamtdauer von 48 Monaten abgeschlos-
sen werden. Dies überschreitet das grund-
sätzlich zulässige Maß um 24 Monate. Wei-
terhin wurde auch die Anzahl der zulässi-
gen Verlängerungen ausgedehnt. Gesetz-
lich ist maximal eine dreimalige Verlänge-
rung möglich.  
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der Tarifvertrag über befristete oder 
zweckbestimmte Arbeitsverhältnisse des 
Wirtschaftsverbandes sieht demgegenüber 
eine sechsfache Verlängerungsmöglichkeit 
vor und nutzt damit die gesetzlichen Öff-
nungsmöglichkeiten aus.  
 
Im Geschäftsjahr wurde dieses tarifvertrag-
liche Instrumentarium von einer Vielzahl 
der dem Wirtschaftsverband angeschlos-
senen Unternehmen genutzt. Den Unter-
nehmen wurde damit ein Weg geebnet, 
sich individuell und flexibel an der Auftrags-
lage orientieren und die Personalplanung 
entsprechend flexibel gestalten zu können.  
 
Unternehmen, die den Abschluss derartiger 
Verträge beabsichtigten, wurden vom Wirt-
schaftsverband beratend begleitet.  
 
 
Tarifvertrag zur Reduzierung der Jah-
ressondervergütung 
 
Der Wirtschaftsverband hat einen Tarifver-
trag zur Reduzierung der Jahressonderver-
gütung abgeschlossen. Damit ist es mög-
lich, tarifliche Leistungen im Hinblick auf die 
Jahressondervergütung zu reduzieren.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Diese Reduzierungsmöglichkeit ist ein In-
strumentarium, welches angeschlossene 
Unternehmen im Berichtsjahr gern und 
häufig genutzt haben.  
 
 
 
 
 
 

• bis zur Gesamtdauer von 4 Jahren
,--------2 Jahre ------------,4 Jahre---------------------,

• innerhalb der 6 Verlängerungen zulässig sind
,----,----1----,----2----,----3----,----4----,----5----,----6----,
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Arbeits- und sozialrechtliche Beratung ��
 
Im Berichtsjahr unterstützte der Wirt-
schaftsverband in einer Vielzahl von Fällen. 
Die arbeits- und sozialrechtliche Beratung 
bildete dabei einen Schwerpunkt. Neu ein-
getretene Unternehmen wurden bei der 
Überleitung tarifvertraglicher Regelungen 
durch den Wirtschaftsverband begleitet. 
 
Der Verband war bei der Beratung in der 
gesamten Bandbreite sozial- und arbeits-
rechtlicher Fragestellungen tätig.  
 
Er unterstützte insbesondere  
 
- bei Verhandlungen über und beim Ab-

schluss von Aufhebungsverträgen, 
- bei Vorbereitung, Begleitung und Ab-

schluss außergerichtlicher Vergleiche, 
- in Fällen grundsätzlicher Bedeutung 

durch Wahrnehmung der arbeitsgericht-
lichen Prozessvertretung.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Innerhalb dieses Beratungsspektrums wa-
ren folgende Themen von besonderer Be-
deutung: 
 
- Schwerbehinderung 
- Erwerbsgeminderte Arbeitnehmer 
- Langzeiterkrankte� 
- Entgeltfortzahlung 
- Kurzarbeit 
- Arbeitslosengeld I - Sperrzeit 
 
Der Verband gab dabei in vielfältiger Weise 
erfolgreich Hilfestellung im Zusammenhang 
mit diesen Themenkomplexen.  
 
 
 

 
Besonders hervorzuheben ist die zuneh-
mende Bedeutung des so genannten „be-
trieblichen Eingliederungsmanagements“.  
 

 
 
Der Wirtschaftsverband hat auf Grund der 
vielfältigen Anfragen zu diesem Thema ein 
Skript erarbeitet. Neben einem Kurzüber-
blick über das betriebliche Eingliederungs-
management sind Ablaufschemata und 
Musteranschreiben enthalten. Die Erfah-
rung hat gezeigt, dass durch diese Unter-
stützung häufig einvernehmliche Lösungen 
mit den langfristig erkrankten Mitarbeitern 
gefunden werden konnten. Dies hat dazu 
beigetragen, arbeitsgerichtliche Streitigkei-
ten zu vermeiden. Die dem Wirtschaftsver-
band angeschlossenen Unternehmen 
konnten deshalb erhebliche Aufwendungen 
zeitlicher und finanzieller Art einsparen. 
 
Erfolgreich kann der Verband auch auf die 
tarifliche Überleitung neu eingetretener 
Unternehmen zurückblicken; die Einfüh-
rung individueller und interessengerechter 
Lösungen wurde dabei erfolgreich imple-
mentiert.  
 
Die eigens vom Verband erarbeiteten Mus-
terverträge, die auf die tariflichen Regelun-
gen abgestimmt sind, wurden überarbeitet 
und an neue Vorgaben aus Gesetzgebung 
und Rechtsprechung angepasst. 
 
Vor dem Hintergrund der im Jahre 2010 
anstehenden turnusmäßigen Betriebsrats-
wahlen wurde ein Leitfaden herausgege-
ben, der den Ablauf der Wahlen und die 
damit zusammenhängenden Fragestellun-
gen ausführlich darstellt.  
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Die arbeits- und sozialrechtliche Beratung 
wurde im Berichtsjahr durch Vorträge er-
gänzt.  
 

 
 
Der Verband bot und bietet auch weiterhin 
Informationsveranstaltungen zu arbeits-
rechtlichen Themen an.  
 
In altbewährter Weise wurden weiterhin 
mindestens einmal monatlich angeschlos-
sene Unternehmen durch Rundschreiben 
informiert. Die Themenbereiche „gesetzli-
che Neuerungen“, „Rechtsprechung“ sowie 
„Sonstiges/Praxistipps“ wurden dabei auf 
Grund guter Erfahrungen in der Vergan-
genheit beibehalten. Die Erfahrung hat 
auch für das vergangene Jahr gezeigt, 
dass die Rundschreiben eine unverzichtba-
re Informationsquelle sind, insbesondere 
um auf Rechtsprechungsänderungen und 
neue gesetzliche Vorgaben zeitnah und 
individuell reagieren zu können.  
 
 
Ausblick 
 
Auch im kommenden Jahr wird sich der 
Wirtschaftsverband dafür einsetzen, vor-
handene tarifvertragliche Regelungen zu 
modernisieren und weiter zu entwickeln. 
Der Abschluss zeitgerechter Tarifverträge 
und die Einführung sinnvoller tariflicher 
Instrumentarien wird Gegenstand der Be-
mühungen des Verbandes sein. Selbstver-
ständlich wird der Verband die umfassende 
Beratung und Unterstützung der Unter-
nehmen in allen Fragen des Arbeits- und 
Sozialrechts fortführen.       
    
 
 

 
3.2 Wirtschafts- und Steuerrecht    
 
Landesbauausschreibungen 
 
Auch in diesem Jahr pflegte der Wirt-
schaftsverband wieder einen regelmäßigen 
Gedankenaustausch mit dem Landesamt 
für Mobilität in Rheinland-Pfalz, der Nieder-
sächsischen Landesbehörde für Straßen-
bau und Verkehr und dem Landesbetrieb 
Straßenbau Nordrhein-Westfalen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dabei standen Ausschreibungen sowie die 
Straßenbauentwicklung in den jeweiligen 
Ländern im Mittelpunkt. Die Gespräche 
stießen bei den Mitgliedsunternehmen er-
neut auf eine große Resonanz, so dass der 
Wirtschaftsverband die Kontakte mit den 
Landesstraßenbaubehörden weiter intensi-
vieren wird. 
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Förderprogramme 
 
Der Wirtschaftsverband hat eine ausführli-
che Aufstellung über Förderprogramme auf 
Europa-, Bundes- und Länderebene für 
seine Mitglieder erstellt. Diese Aufstellung 
enthält neben den für Unternehmen inte-
ressanten Fördermöglichkeiten auch Infor-
mationen zu Fördermöglichkeiten von pri-
vaten Bauherren, die insbesondere bei 
Gesprächen mit diesen nützlich sein kön-
nen. Zusätzlich informierte der Wirtschafts-
verband seine Mitglieder über die speziel-
len Fördermöglichkeiten von Jungunter-
nehmern. 
 
 
Rückstellungen für Rekultivierungen 
 
Der Wirtschaftsverband hat auch in diesem 
Berichtsjahr wieder intensiv über den The-
menbereich „Rückstellung für Rekultivie-
rung“ informiert. Hauptpunkte waren hierbei 
das Abzinsungsverbot sowie die Bewertung 
von Rekultivierungsrückstellungen. Der 
Wirtschaftsverband wird über dieses The-
ma auch zukünftig ausführlich informieren.  
 
 
3.3 Geoinformationssyteme 

Die Mitgliedsunternehmen des Wirtschafts-
verbandes können seit Mai 2009 in Nord-
rhein-Westfalen und seit Juli 2009 in Rhein-
land-Pfalz die Basisvariante des Geoinfor-
mationssystems GisInfoService kostenlos 
nutzen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Basisvariante des Systems stellt den 
Nutzern alle planungsrelevanten Geodaten 
für die betriebliche Rohstoffsicherung in 
einem Portal zur Verfügung.  
 
 

 
Planungsrelevante Konkurrenzen wie z. B. 
der Wasserwirtschaft, des Natur-, Land-
schafts- und des Vogelschutzes sind in 
einem einzigen Bild visualisiert. Diese 
übersichtliche Darstellung stellt eine erheb-
liche Vereinfachung für den Nutzer dar.  
 
Das System bietet über die Basisvariante 
hinaus weitere individuelle Möglichkeiten, 
bis hin zur kompletten Grundstücksverwal-
tung. 
 
Für Niedersachsen existiert das frei zu-
gängliche kostenlose „Geodatenportal Nie-
dersachsen“, das der Basisvariante vom 
GisInfoService sehr nahe kommt. 
 
Die Systeme werden ständig erweitert und 
sind in vielen Belangen tagesaktuell. 
 
 
3.4 Rohstoffsicherung, Umweltrecht, 

Raumordnung und Landesplanung 
 

Die Rohstoffsicherung, das 
heißt die planungs-
rechtliche Sicherung von 
Gesteinsvorkommen, ist 
neben der Tarifpolitik und 
der  arbeitsrechtlichen  Be- 

ratung in grundsätzlichen Fragen ein weite-
res Hauptbetätigungsfeld der Geschäftsfüh-
rung des Wirtschaftsverbandes. 
 
So steht die nachhaltige langfristige Siche-
rung von Rohstofflagerstätten, die für die 
Gewinnung und Verwendung von Natur-
steinen und von Kies und Sand für den 
Straßen-, Bahn- und Häuserbau unerläss-
lich ist, im Blickfeld der Tätigkeit. 
 
Neben der Interessenvertretung, die der 
Wirtschaftsverband im Zuge der Aufstel-
lung der Regionalen Raumordnungspläne 
wahrnimmt, ist seine Arbeit insbesondere 
darauf gerichtet, die Rahmenbedingungen 
für die nachhaltige Sicherung der Rohstoff-
lagerstätten zu verbessern.  
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In diesem Zusammenhang zählen die 
Durchführung von Imagekampagnen für die 
Steine- und Erden-Industrie ebenso wie 
das politische Lobbying, durch das die In-
dustrie gestärkt wird, zum Aufgabenbereich 
des Verbandes.  
 
Den intensiven Kontakten, die der Verband 
zur Politik und zu behördlichen Entschei-
dungsträgern unterhält, ist es zu verdan-
ken, dass dieser bereits im Vorfeld der Er-
arbeitung von Landesentwicklungsplänen 
und Regionalen Raumordnungsplänen 
aktiv in die Planerarbeitungsphase einge-
bunden ist. 
 
So nutzte der Wirtschaftsverband auch 
dieses Berichtsjahr wieder, um Änderungs-
vorschläge und Änderungen zu Landesge-
setzen, zu Landesentwicklungsplänen, 
Landesraumordnungsplänen und Regiona-
len Raumordnungsplänen im Interesse der 
Steine- und Erden-Industrie erfolgreich 
einzubringen.  
 
Hierzu nahm der Wirtschaftsverband zu 
zahlreichen Gesetzgebungsvorhaben 
schriftlich Stellung und wurde mehrfach in 
Landtagsausschusssitzungen angehört. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
   
  
 
 

Nordrhein-Westfalen 
 

 
Dr. Michael Pescher, 

Landesvorsitzender Nordrhein-Westfalen 
 

 
Landesentwicklungsplan 2025 
 
Mit dem neuen Landesentwicklungsplan 
2025 (LEP2025), welcher sich im Berichts-
zeitraum bereits in Aufstellung befunden 
hat, wird die Zielsetzung verfolgt, den zur-
zeit noch geltenden Landesentwicklungs-
plan von 1995 mit dem Landesentwick-
lungsprogramm zusammenzuführen.  
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Vor dem Hintergrund, dass neben dem 
Leitbild der gesamträumlichen Entwicklung 
in diesem auch Ziele für das Sachgebiet 
„Rohstoffsicherung“ festgeschrieben wer-
den, nutzte der Wirtschaftsverband das 
Berichtsjahr, sich fortwährend gegenüber 
der Verwaltung und Politik im Sinne der 
Steine- und Erden-Industrie zu positionie-
ren. So verfasste er Stellungnahmen und 
führte zahlreiche Gespräche, bei denen 
insbesondere die Themenbereiche: 
 
�  Planungshorizont  
�  Abgrabungsmonitoring  
�  bedarfsgerechte Vorranggebietsfestle-

gung 
�  überlagernde Darstellung unterschiedli-

cher Nutzungen 
 
im Blickfeld standen. 
 
Der Verband wird auch im kommenden 
Jahr das Verfahren begleiten. Er wird sich 
dafür einsetzen, dass die geplanten Ziel-
festschreibungen betreffend die Rohstoffsi-
cherung Gewähr dafür bieten, dass insbe-
sondere der Planungshorizont den Unter-
nehmen ausreichende Planungssicherheit 
und insoweit Investitionssicherheit bietet. 
 
Derzeit sehen die landesrechtlichen Vorga-
ben einen Zeithorizont von insgesamt 50 
Jahren vor, was mithin bedeutet, dass für 
25 Jahre Vorranggebiete auszuweisen sind 
und für weitere 25 Jahre Reservegebiete 
zu sichern sind.  
 
Dieser Zeithorizont soll, wie auch schon im 
Rohstoffbericht angedeutet, eine Verände-
rung erfahren. Unter Verzicht auf die Dar-
stellung von Reservegebieten steht derzeit 
in Diskussion, einen Bedarfshorizont von 
insgesamt 30 Jahren (2 x 15 Jahre) festzu-
schreiben. Vor dem Hintergrund der Not-
wendigkeit der ausreichenden Planungs- 
und Investitionssicherheit hat der Verband 
im Berichtsjahr in zahlreichen Gesprächen 
und Stellungnahmen eindringlich darauf 
hingewiesen, dass mindestens für mindes-
tens 30 Jahre Vorranggebiete zu sichern 
sind. Diese Zielrichtung wird auch im kom-
menden Berichtsjahr weiter verfolgt. 
 

 
Landesplanungsgesetz 
 
Im Berichtsjahr befand sich das Landes-
planungsgesetz insbesondere vor dem 
Hintergrund der Zielsetzung, die Regional-
planverfahren zu beschleunigen, in der 
parlamentarischen Beratung. 
 
Dass der Wirtschaftsverband sowohl in der 
öffentlichen Anhörung, zu der er als Sach-
verständiger geladen war, als auch in ei-
nem persönlichen Gespräch mit den Ver-
tretern des Wirtschaftsausschusses die 
Parlamentarier von der Erforderlichkeit der 
Beibehaltung der Erörterungstermine über-
zeugen konnte, zeigt das nun beschlosse-
ne und in Kraft gesetzte Änderungsgesetz. 
 
Dieses enthält in § 19 Abs. 3 weiterhin die 
Pflicht zur Durchführung von Erörterungs-
terminen, so dass mit dieser Regelung die 
verbandsseitig vorgetragenen Bedenken 
gegen den ursprünglichen Entwurf vollum-
fänglich ausgeräumt worden sind. 
 
 
Regionalplanverfahren 
 
Bedingt durch die Tatsache, dass die regi-
onalplanerische Sicherung von Rohstoffla-
gerstätten Grundvoraussetzung für die Er-
langung einer Abgrabungsgenehmigung ist, 
begleitete der Wirtschaftsverband auch in 
diesem Berichtsjahr eine Vielzahl von Re-
gionalplanänderungs- und Regionalplan-
fortschreibungsverfahren mit der Zielset-
zung der langfristigen Sicherung von Roh-
stofflagerstätten. 
 
So führte der Verband bereits im Vorfeld 
der offiziellen Beteiligungsverfahren mit den 
leitenden Planern der jeweiligen Bezirksre-
gierungen Gespräche. Diesen Aktivitäten 
ist es zu verdanken, dass es in vielen Fäl-
len zur Ausweisung von Rohstofflagerstät-
ten in der gewünschten Form gekommen 
ist. 
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Regionalplan Münster - Teilabschnitt 
Münsterland - 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Betreffend den Regionalplan Teilabschnitt 
Münsterland steht der Verband im intensi-
ven Kontakt zur leitenden Planerin. So 
konnte der Verband bereits im Vorfeld der 
Entwurfserarbeitung für die Unternehmen 
Interessenflächen melden. Darüber hinaus 
fand ein reger Gegenaustausch in Bezug 
auf die im Zuge der Bedarfsberechnung zu 
beachtenden Aspekte statt. 
 
Der Verband wird den Kontakt zur Bezirks-
regierung auch im kommenden Jahr wei-
terhin aufrechterhalten; nicht zuletzt, um im 
gemeinsamen Austausch mit der Pla-
nungsbehörde im Vorfeld des offiziellen 
Beteiligungsverfahrens interessengerechte 
Lösungsalternativen zu finden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Regionalplan Arnsberg - Teilabschnitt 
Oberbereich Dortmund - östlicher Teil - 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Berichtjahr legte die zuständige Pla-
nungsbehörde einen Entwurf zur Fort-
schreibung des Regionalplans Dortmund - 
östlicher Teil - vor. 
 
Diesen Entwurfsplan nahm der Verband 
sowohl in Anbetracht der textlichen Fest-
setzungen als auch der kartografischen 
Darstellungen zum Anlass, durch Abgabe 
einer umfassenden Stellungnahme zu in-
tervenieren. 
 
Im Blickfeld standen hier neben der geplan-
ten Verankerung eines generellen Abgra-
bungsverbotes unterhalb der Grundwasser-
linie insbesondere die Ausweisung der Be-
reiche für die Sicherung und den Abbau 
von oberflächennahen Bodenschätzen so-
wie die Reservegebietsdarstellungen.  
 
Diese sind bei Weitem nicht ausreichend, 
den Bedarf für einen Zeithorizont von 50 
Jahren zu decken. So hatte der Verband 
bereits im Vorfeld auf die dringende Not-
wendigkeit der Sicherung weitergehender 
Lagerstätten insbesondere in Anbetracht 
des dringenden Bedarfs von Gesteinskör-
nungen für die Straßendecke hingewiesen. 
 
Der Verband wird auch das kommende 
Jahr nutzen, sich insbesondere in den Erör-
terungsterminen und auf politischer Ebene 
für die Interessen der Rohstoffbetriebe ein-
zusetzen.  
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Insbesondere der Themenbereich Wasser-
schutz/Rohstoffsicherung steht in Anbe-
tracht des nun vorliegenden Entwurfs des 
Regionalplans, der ein generelles Abgra-
bungsverbot unterhalb des Grundwasser-
spiegels innerhalb von Wasserschutzgebie-
ten vorsieht, auf der Agenda. 
 
So entspricht es der Zielsetzung des Ver-
bandes, dieses generelle Verbot dahinge-
hend abzumildern, dass den Unternehmen 
die Möglichkeit der Einzelfallprüfung eröff-
net wird. Diese Zielsetzung verfolgend, hat 
der Verband im Rahmen seiner Gesamt-
stellungnahme Formulierungsvorschläge 
für den textlichen Teil des Regionalplans 
unterbreitet, die diesen Interessen gerecht 
werden.  
 
Darüber hinaus hat der Verband bereits mit 
dem Regierungspräsidenten, der leitenden 
Planerin sowie Vertretern des BUND den 
vorgenannten Themenbereich erörtert.  
 
Da es auf breiter Basis zu verhindern gilt,  
dass durch die Festsetzungen von Zielen 
im Regionalplan schlussendlich kein 
Grundstock mehr gegeben ist, eine ausrei-
chende und langfristige Bedarfsdeckung 
sicherzustellen, hat der Verband auch die 
IG BAU „mit ins Boot geholt“.  
 
Diese sowie Vertragspartner - im Sinne von 
Abnehmern - unterstützen gleichfalls die 
verbandsseitigen Forderungen in Bezug 
auf den Themenbereich Wasserschutz/ 
Rohstoffabbau.  
 
Zudem wird der Verband in Kürze an einer 
Regionalratssitzung teilnehmen, um auch 
den Regionalratsmitgliedern die Folgewir-
kungen aufzuzeigen, die mit der Veranke-
rung des geplanten generellen Abgra-
bungsverbotes unterhalb des Grundwas-
sers für die rohstoffgewinnenden Betriebe 
verbunden sind. 
 
 
 
 
 
 
 

 
Dialog Wirtschaft und Umwelt 

 
Im Dialog Wirtschaft und 
Umwelt, der von der 
Landesregierung ins Le-
ben gerufen worden ist, 
vertritt der Wirtschafts-

verband insbesondere im Ausschuss „Roh-
stoffe“ die Interessen der Steine- und Er-
den-Industrie. 
 
So fand im Nachgang zu dem getroffenen 
Beschluss in Bezug auf den Themenbe-
reich „integrierte Projekte“ der Unterar-
beitsgruppe Rohstoffe, in der Herr Rechts-
anwalt Raimo Benger den Vorsitz hatte, im 
Berichtsjahr eine Niederlande-Bereisung 
statt.  
 
Im Rahmen dieser Exkursion konnten die 
Vertreter des Arbeitskreises einen Eindruck 
von der Verwirklichung integrierter Projekte 
bei Abgrabungsvorhaben in den Niederlan-
den gewinnen.  
 
Diese Einblicke sind nicht zuletzt für Einzel-
fälle gewinnbringend. 
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Abgrabungsgesetz 
 
Dass die Abschaffung eines Gesetzes nicht 
zwangsläufig zur Entbürokratisierung führt, 
davon konnte auch der Wirtschaftsverband 
die Landesregierung NRW im Berichtsjahr 
in Bezug auf das Abgrabungsgesetz erfolg-
reich überzeugen. 
 
So zeigte dieser sowohl im Anhörungsver-
fahren, als auch in der schriftlichen Stel-
lungnahme detailliert alle Folgewirkungen 
auf, die sich im Falle einer Abschaffung 
ergeben würden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Dass die Abschaffung zu Verfahrens- und 
Rechtsunsicherheiten führen würde, Ge-
nehmigungsverfahren verlängert würden 
und eine zusätzliche Bürokratisierung 
schaffen, statt zu entbürokratisieren, über-
zeugte. 
 
Die Landesregierung hat sich für die Bei-
behaltung des Gesetzes entschieden! 
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Landschaftsgesetz Nordrhein-Westfalen 
 

Mit einer Änderung 
des Landschaftsge-
setzes nahm das 
Land Nordrhein-
Westfalen die Mög-
lichkeit wahr, vom 
Bundesnaturschutz- 

gesetz abweichendes Landesrecht festzu-
legen. Der Wirtschaftsverband begleitete 
dieses Gesetzgebungsverfahren bereits im 
Vorfeld intensiv. Unter Mitwirkung des Wirt-
schaftsverbandes erfolgte die Aufnahme 
sogenannter „integrierter Projekte“ in das 
Gesetz. Der Wirtschaftsverband nahm zu 
dem Gesetzentwurf schriftlich Stellung und 
beteiligte sich an der betreffenden Aus-
schusssitzung. Das Hauptaugenmerk rich-
tete der Wirtschaftsverband dabei auf die 
Einführung von Flächenpool- und Ökokon-
ten sowie Regelungen zum „Biotop auf 
Zeit“. 
 
  
Abgrabung Wasserschutzgebietszone III 
B 
 
Der Wirtschaftsverband verfolgt weiter in-
tensiv das Ziel einer Einführung einer Ein-
zelfallprüfung bei Abgrabungen in der 
Wasserschutzzone III B.  
 
Rohstofflagerstätten, insbesondere hoch-
wertige Lockergesteinslagerstätten der 
Flussauen, kommen oftmals mit dem 
Schutzregime für Trinkwassergewinnung in 
Berührung.  
 
Zur ausreichenden Sicherung der Bevölke-
rung mit mineralischen Rohstoffen, ist in 
der Schutzzone III B eine Einzelfallprüfung 
erforderlich. Hierfür hat sich der Wirt-
schaftsverband in zahlreichen politischen 
Gesprächen eingesetzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
VV-Habitat- und Artenschutz 
 

Im Berichtsjahr be-
gleitete der Wirt-
schaftsverband in-
tensiv die Aufstel-
lung von Verwal-
tungsvorschriften 
für den Habitat- und 
Artenschutz.  

 
In schriftlichen Stellungnahmen und vielen 
Gesprächen mit den Ministerien vertrat der 
Wirtschaftsverband die Interessen der 
Steine- und Erden-Industrie.  
 

 
 

 
 
 
Hierdurch erreichte der Wirtschaftsverband 
unter anderem die Berücksichtigung „inte-
grierter Projekte“ bei Kompensationsmaß-
nahmen. Ebenso konnte der Begriff der 
„erheblichen Beeinträchtigung“ ausgeweitet 
werden, so dass nun nicht mehr jede Be-
einträchtigung erheblich ist. Die Anregun-
gen des Wirtschaftsverbands führten auch 
zu einer Umsetzung einer verbesserten 
Methodik der Bestandserfassung beim Ar-
tenschutz. 
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Verwaltungsstrukturreform 
 
Im Zuge der Verwaltungsstrukturreform 
kam es zu einer Kompetenzverlagerung 
von den Bezirksregierungen zu den Krei-
sen, was in mehreren Fällen zu Schwierig-
keiten geführt hat. Diese Problematik hat 
der Wirtschaftsverband mit dem Innenmi-
nister, Herrn Dr. Ingo Wolf, in einem ge-
meinsamen Gespräch erörtert. Der Wirt-
schaftsverband wird diesbezüglich weiter 
auf eine konstruktive Lösung hinwirken.  
 
 
Wasserentnahmeentgeltgesetz 
 
Auf allen politischen Ebenen setzte sich der 
Wirtschaftsverband in den letzten Jahren 
intensiv für die Abschaffung bzw. Reduzie-
rung des Wasserentnahmeentgeltes ein. 
Der Wirtschaftsverband verwies in den Ge-
sprächen mit Finanzminister Dr. Helmut 
Linssen und weiteren politischen Entschei-
dungsträgern darauf, dass das Wasser-
entnahmeentgelt eine erhebliche Belas-
tung, insbesondere für kleine und mittel-
ständische Betriebe darstelle, wobei immer 
wieder dasselbe Wasser besteuert werde.  
 
Nunmehr hatte der Wirtschaftsverband mit 
seinen Einwendungen Erfolg! Das Gesetz 
zur Abschaffung des Wasserentnahmeent-
geltes ist verkündet! Nachdem zunächst 
eine Verlängerung um fünf Jahre im Ge-
spräch war, erfolgt nunmehr eine Ab-
schmelzung von 10 % pro Jahr. Ende 2018 
wird die Abgabe dann vollständig auslau-
fen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Bergische Grauwacke 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Steingewinnung und Verarbeitung 
prägt seit Hunderten von Jahren die Ge-
schichte des Bergischen Landes. Vor die-
sem Hintergrund entwickelte sich die Idee, 
das Thema „Bergische Grauwacke und 
Steinbrüche“ im Rahmen einer Kooperation 
mit der Regionale 2010 Agentur als Allein-
stellungsmerkmal der Region hervorzuhe-
ben.   

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Dadurch soll bei der Bevölkerung auch die 
Akzeptanz vom Rohstoffabbau verbessert 
werden. Dieses Vorhaben wurde von den 
beteiligten Institutionen und Steinbruchbe-
trieben erfolgreich realisiert. Neben dem 
Wirtschaftsverband wird das Projekt u. a. 
von der Gemeinde Lindlar und dem Ober-
bergischen Kreis unterstützt. Dieses Projekt 
trägt zur besseren Identifikation mit den 
heimischen Rohstoffen wie auch zur besse-
ren Akzeptanz von Abbauvorhaben in der 
Bevölkerung bei. 
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Kiesabgabe 
 

Auch in diesem Be-
richtsjahr beschäftig-
ten sich Regionalpar-
lamente und der 
Landtag mit der Ein-
führung einer Kies-
abgabe.  
 
 

In Gesprächen mit den politischen Ent-
scheidungsträgern verwies der Wirtschafts-
verband auf die erheblichen nachteiligen 
Folgen für die Wettbewerbsfähigkeit der 
überwiegend mittelständisch geprägten 
Branche und den tiefen Eingriff in das 
Marktgeschehen. Ebenso verwies der Wirt-
schaftsverband darauf, dass die Einführung 
einer Kiesabgabe nicht zu einem besseren 
Umweltschutz führt. 
 

 
von links: Raimo Benger, Oliver Wittke, MdL, CDU NR W 
(Sprecher des Ausschusses für Wirtschaft, Mittelsta nd 
und Energie), Franz-Bernd Köster 

 
Der Wirtschaftsverband konnte mit seinen 
Argumenten überzeugen, so dass unter 
Mithilfe einiger Vertreter der Fraktionen von 
CDU und FDP die Einführung einer solchen 
Rohstoffabgabe nach wie vor erfolgreich 
abgewehrt werden konnte.  
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Nachfolgend ein Artikel aus der Zeitschrift 
MIRO 
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Niedersachsen / Nordwestdeutschland 
 

 
 

Dirk Wegener 
stellvertretender Vorsitzender und 

Landesvorsitzender Nordwestdeutschland 

 
 
Landesraumordnungsprogramm 
Schleswig-Holstein 
 
Im Zuge der Novellierung des Landesent-
wicklungsplans Schleswig-Holstein war die  
umfangreiche Stellungnahme des Wirt-
schaftsverbandes darauf ausgerichtet, die 
Schwerpunkträume für den Abbau oberflä-
chennaher Rohstoffe mit den Bedarfsflä-
chen der Unternehmen in Einklang zu brin-
gen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der Wirtschaftsverband hat die Novellie-
rung des Landesentwicklungsplans auch in 
diesem Jahr intensiv begleitet und mehrere 
Gespräche mit dem zuständigen Planer 
geführt. Die Planungen verzögern sich auf-
grund einer neu gewählten Regierungskoa-
lition. Der Wirtschaftsverband wird die Fort-
schreibung des Landesentwicklungsplans 
weiterhin konstruktiv begleiten. 
 
 
Landesraumordnungsprogramm Nieder-
sachsen 
 
Der Wirtschaftsverband hat die Novellie-
rung des Landesraumordnungsprogram-
mes in Niedersachsen auch in diesem Be-
richtsjahr intensiv begleitet. Dazu stand und 
steht der Wirtschaftsverband mit Vertretern 
der Landesregierung und dem zuständigen 
Fachministerium in engem Kontakt. Vor 
dem Hintergrund des zunehmenden Man-
gels an hochwertigen Kiesen und Sanden 
und der Verknappung von Hartgesteinen 
wirkt der Wirtschaftsverband auf Landes-
ebene mit Nachdruck auf die Sicherung 
weiterer Rohstofflagerstätten hin. Dazu hat 
der Wirtschaftsverband seine Position im 
Gesetzgebungsverfahren mit einer umfang-
reichen Stellungnahme untermauert. Der 
Wirtschaftsverband wird die Fortschreibung 
des Landesraumordnungsprogrammes 
weiterhin konstruktiv begleiten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ausschnitt zeichnerische Darstellung LROP 
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Regionale Raumordnungsprogramme 
 
Auch in diesem Jahr stand der Wirtschafts-
verband mit den zuständigen Landkreisen 
in engem Kontakt. So konnte der Verband 
sowohl im Vorfeld als auch in den offiziellen 
Verfahren auf die Sicherung der Rohstoff-
flächen hinwirken.  
 
Die in Fortschreibung befindlichen RROP, 
wie z. B. Aurich, Osnabrück oder Osterholz 
hat der Wirtschaftsverband insbesondere 
durch die Abgabe von umfangreichen Stel-
lungnahmen intensiv begleitet.  
 
 
Verfüllung, Verwertung mineralischer 
Abfälle 
 
Für die Verwertung mineralischer Abfälle 
und anderer Sekundärrohstoffe gibt es bis-
her lediglich bundesuneinheitliche Länder-
erlasse, die zu massiven Vollzugsproble-
men führen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In Anbetracht dieses Umstandes hat es 
sich der Wirtschaftsverband zur Aufgabe 
gemacht, sich in Bezug auf diesen The-
menbereich für die Unternehmen einzuset-
zen. So wird die Zielsetzung verfolgt, dass 
die Unternehmen, soweit sie über beste-
hende Verfüllgenehmigungen verfügen, 
weiterhin auf der Grundlage dieser Ge-
nehmigungen eine Verfüllung durchführen 
können, respektive, dass durch zukünftige 
Verfüllgenehmigungen die derzeitigen Ver-
wertungswege weiterhin gewährleistet blei-
ben. 
 
 

 
Der Wirtschaftsverband hat massiv gegen 
eine vom Landkreistag herausgegebene 
Arbeitshilfe interveniert. Diese ist darauf 
gerichtet, die landesweit geltende Arbeits-
hilfe „Verfüllung“ zu Lasten der Unterneh-
men noch weiter zu verschärfen. 
 
Darüber hinaus ist die Arbeit des Wirt-
schaftsverbandes insbesondere auf politi-
scher Ebene darauf gerichtet, dass die in 
Aussicht genommene bundesweit geltende 
Regelung eine pragmatisch und volkswirt-
schaftlich verantwortliche Lösung bietet, die 
insbesondere für die Verwertung von mine-
ralischen Abfällen Öffnungsklauseln ent-
hält. 
 
 
Niedersächsisches Naturschutzrecht 
 

Im Zuge einer neuen bun-
desgesetzlichen Vollregelung 
zum Bundesnaturschutzge-
setz nahm das Land Nieder-
sachsen die Gelegenheit 
wahr, vom Bundesrecht ab-
weichendes Recht festzule-
gen.  
 

Nach einer ausführlichen schriftlichen Stel-
lungnahme wurde der Wirtschaftsverband 
in einer Ausschusssitzung im Niedersäch-
sischen Landtag angehört. Im Mittelpunkt 
standen hierbei die Anregung,  Regelungen 
zu „Flächenpool- und Ökokonten“ mit in 
das Gesetz zu integrieren sowie Regelun-
gen zur Konkretisierung zum „Biotop auf 
Zeit“ bei Abbauvorhaben. 
  
 
Niedersächsisches Wasserrecht 
 
Das Land Niedersachsen nahm ebenso die 
Möglichkeit wahr, im Bereich des Wasser-
rechts vom Bundesrecht abweichendes 
Landesrecht festzulegen. Der Wirtschafts-
verband nahm zu dem Gesetzentwurf aus-
führlich Stellung und richtete sein Hauptau-
genmerk dabei auf die Abschaffung der 
Wasserentnahmegebührenpflicht für alle 
Abbauvorhaben der Steine- und Erden- 
Industrie. 
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Abgrabung Wasserschutzgebietszone III 
B 
 
Im Rahmen der Änderung der Verordnung 
über Schutzbestimmungen in Wasser-
schutzgebieten hat der Wirtschaftsverband 
umfassend Stellung genommen. Unter die-
ser aktiven Mitwirkung des Wirtschaftsver-
bandes konnte ein Genehmigungsvorbehalt 
für die Gewinnung von Bodenschätzen mit 
Freilegung des Grundwassers und der 
Schutzzone III B sowie ein Bestandsschutz 
für bestehende Genehmigungen erreicht 
werden. 
 
 
Gemeinsame Erklärung mit dem Nieder-
sächsischen Naturschutzbund 
 
Nachdem der Wirtschaftsverband im ver-
gangenen Geschäftsjahr mit dem NABU 
Rheinland-Pfalz eine gemeinsame Erklä-
rung zur Rohstoffsicherung abschließen 
konnte, steht er nunmehr auch mit dem 
NABU Niedersachsen in einem konstrukti-
ven Dialog über den Abschluss einer ge-
meinsamen Erklärung zur Rohstoffsiche-
rung.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Nachhaltiger Umweltschutz 
 
Der Wirtschaftsverband unterstützt den 
nachhaltigen und verantwortungsvollen Um-
gang mit den natürlichen Ressourcen.  

 
In diesem Zusammenhang überreichte der 
Wirtschaftsverband der Rhein-Umschlag 
GmbH & Co. KG sowie der CEMEX 
Deutschland AG Zertifikate für nachhaltigen 
Umweltschutz.  
 
Durch einen nachhaltigen und verantwor-
tungsvollen Umgang mit den natürlichen 
Ressourcen und der Wiederherstellung von 
flussauentypischen Strukturen und Lebens-
räumen für spezialisierte Arten leisteten die 
Rhein-Umschlag GmbH & Co. KG im Be-
reich der „Liebenauer Gruben“ und die 
CEMEX Deutschland AG im Bereich des 
Kieswerkes Leese, einen wertvollen Beitrag 
zur Erhaltung von Natur und Landschaft.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Björn Ritsert, WBN-Mitarbeiter, übergibt das Zertif ikat 
an Nico Steudel, Geschäftsführer der Rhein-Umschlag  
GmbH & Co. KG. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Raimo Benger, GF WBN, bei der Übergabe des Zertifik a-
tes an Dr. Volker Schübel, Vice President Materials  der 
CEMEX Deutschland AG. 
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Rheinland-Pfalz/Saarland 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Thilo Juchem 
stellvertretender Vorsitzender und Landesvorsitzend er 

Rheinland-Pfalz/Saarland 

 
 
Naturpark Vulkaneifel  
 
Als Erfolg ist es zu bewerten, dass der 
Wirtschaftsverband jahrelang den Erlass 
der geplanten Naturparkverordnung Vul-
kaneifel verhindern konnte. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Mit dieser ablehnenden Haltung verfolgte 
der Verband die Zielsetzung, durch eine  
entsprechende Ausgestaltung des Verord-
nungstextes sicher zu stellen, dass die in 
diesem Gebiet angesiedelten Rohstoffbe-
triebe weder auf Regionalplanebene noch 
auf Genehmigungsebene durch die Ver-
ordnung eine Beschränkung erfahren. Der 
Verband hatte mit Blick auf diese Zielset-
zung massiv interveniert. 
 
 

 
Dieser Bann scheint nun gebrochen. Durch 
die Aufnahme von Ausnahmen in den Ver-
ordnungstext soll nun sichergestellt wer-
den, dass die Rohstoffbetriebe durch die 
Verordnung keine Einschränkung erfahren. 
 
Dieses ist wiederum ein Beispiel einer er-
folgreichen Verbandsarbeit im Interesse 
der Steine- und Erden-Industrie. 
 
 
Regionale Raumordnungspläne (RROP) 
 
Die Regionalen Raumordnungspläne sind 
bis Ende 2011 an den Landesentwick-
lungsplan IV anzupassen. Aus diesem 
Grund steht der Wirtschaftsverband in re-
gem Austausch mit den zuständigen Pla-
nungsgemeinschaften für die Regionalen 
Raumordnungspläne Mittelrhein-Wester-
wald, Rhein-Neckar, Rhein-Hessen-Nahe, 
Westpfalz und Trier. Der Wirtschaftsver-
band hat auf die Problemlage bei der Um-
setzung der landesplanerischen Ziele und 
Grundsätze in die Regionalpläne hingewie-
sen und konstruktive Lösungsvorschläge 
erarbeitet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Wirtschaftsverband steht weiterhin bei 
der Aufstellung der Arbeitsentwürfe mit den 
zuständigen Planern in engem Kontakt. Die 
sich dann anschließenden offiziellen Anhö-
rungsverfahren wird der Wirtschaftsver-
band ebenfalls intensiv begleiten. 
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Verfüllung, Verwertung mineralischer 
Abfälle 
 
Für die Verwertung mineralischer Abfälle 
und anderer Sekundärrohstoffe gibt es bis-
her lediglich bundesuneinheitliche Länder-
erlasse, die zu massiven Vollzugsproble-
men führen. 
 
 
 
 
 
 
In Anbetracht dieses Umstandes hat es 
sich der Wirtschaftsverband zur Aufgabe 
gemacht, sich in Bezug auf diesen The-
menbereich für die Unternehmen einzuset-
zen. So wird die Zielsetzung verfolgt, dass 
die Unternehmen, soweit sie über beste-
hende Verfüllgenehmigungen verfügen, 
weiterhin auf der Grundlage dieser Ge-
nehmigungen eine Verfüllung durchführen 
können, respektive, dass durch zukünftige 
Verfüllgenehmigungen die derzeitigen Ver-
wertungswege weiterhin gewährleistet blei-
ben. 
 
So wurde in Rheinland-Pfalz - auf Anre-
gung des Wirtschaftsverbandes - eine Ar-
beitsgruppe - bestehend aus Unternehmen 
und Vertretern des Landesamtes für Geo-
logie und Bergbau - ins Leben gerufen. 
Zielsetzung dieses Arbeitskreises ist die 
Erstellung eines Muster-Sonderbetriebs-
planes „Verfüllung“. 
 
Darüber hinaus ist die Arbeit des Wirt-
schaftsverbandes insbesondere auf politi-
scher Ebene darauf gerichtet, dass die in 
Aussicht genommene bundesweit geltende 
Regelung, eine pragmatisch und volkswirt-
schaftlich verantwortliche Lösung bietet, die 
insbesondere für die Verwertung von mine-
ralischen Abfällen Öffnungsklauseln ent-
hält. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Rahmenvereinbarung mit dem Umwelt-
ministerium Rheinland-Pfalz 
 
Im Berichtsjahr erarbeitete der Verband mit 
dem Umweltministerium Rheinland-Pfalz 
eine Rahmenvereinbarung über den Schutz 
von FFH-Arten und europäischen Vogelar-
ten bei der Rohstoffgewinnung.  
 
Ein Beitritt zu dieser Vereinbarung bietet 
den Mitgliedsunternehmen Vorteile im Ge-
nehmigungsverfahren in Bezug auf die un-
ter Schutz gestellten FFH- und Vogelarten. 
So kann durch einen Beitritt und durch die 
Einhaltung der sich aus der Vereinbarung 
ergebenden Verpflichtungen, die Verträg-
lichkeit der Gesteinsgewinnung nachge-
wiesen werden.  
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3.5) Öffentlichkeitsarbeit - Veranstal-

tungen 
 
Die Öffentlichkeitsarbeit zielte auch im Be-
richtsjahr darauf ab, der Öffentlichkeit und 
den politischen Entscheidungsträgern die 
Bedeutung der Steine- und Erden-Industrie 
näher zu bringen. 
 
Vor diesem Hintergrund nutzen die Ver-
bandsvertreter auch in dem zurückliegen-
den Geschäftsjahr eine Vielzahl von Ver-
anstaltungen, wie z. B. Bürgerversammlun-
gen, um über die Steine- und Erden-
Industrie zu informieren. 
 
Die vom Verband eigens durchgeführten 
Veranstaltungen widmeten sich hingegen 
speziellen Themenbereichen, die die Bran-
che sowohl unmittelbar als auch mittelbar 
betreffen. 
 
 
Jahresfachtagung 
 
Die alljährlich vom Wirtschaftsverband ver-
anstaltete Jahresfachtagung befasste sich 
mit dem Thema „Mittelstand in der Wirt-
schaftskrise, wie gehe ich mit den Ban-
ken um?!“ .  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
von links: Raimo Benger, Karl A. Niggemann, Franz-
Bernd Köster, Dirk Schulte 

 
Herr Karl A. Niggemann und Herr Dirk 
Schulte vom renommierten internationalen 
Institut für Wirtschaftsberatung IFW infor-
mierten die zahlreich erschienenen Teil-
nehmer über den richtigen Umgang mit 
Banken.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Durch diesen Vortrag sind die Mitglieder 
des WBN bestens gerüstet, um von ihrer 
Bank einen Kredit zu möglichst günstigen 
Konditionen zu bekommen.  
 
 
Unternehmensbesuche und Begleitung 
bei Gesprächen 
 
Die Mitarbeiter des Wirtschaftsverbandes 
besuchten im Berichtsjahr wieder zahlrei-
che Unternehmer in ihren Betrieben vor 
Ort, um anfallende Problemstellungen zu 
erörtern.  
 
Die Fragen bezogen sich dabei im Wesent-
lichen auf die Themen Landes- und Regio-
nalplanung sowie das Umweltrecht.  
 
Die Mitarbeiter des Wirtschaftsverbandes 
unterstützen die Unternehmen zudem bei 
vielen Gesprächen mit Behörden und Um-
weltverbänden. Hierbei profitieren die Un-
ternehmen von den Erfahrungen der Mitar-
beiter im Umgang mit den Behörden und 
Umweltschützern, so dass bei den Gesprä-
chen meist konstruktive Lösungen heraus-
kamen.  
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Fachtagung „Europäischer Vogelschutz 
in Niedersachsen“ 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Vorgenannte Fachtagung bat den teilneh-
menden Behörden- und  Unternehmensver-
tretern sowie den Landschaftsplanern die 
Möglichkeit, sich  konstruktiv  rund um das 
Thema „Vogelschutz in Niedersachsen“ 
auszutauschen. 
 
Dass die gemeldeten Vogelschutzgebiete 
zeitnah einer zusätzlichen Unterschutzstel-
lung bedürfen, war einhelliges Ergebnis. 
Vor diesem Hintergrund verständigte man 
sich, die gemeldeten Vogelschutzgebiete 
als Landschaftsschutzgebiete auszuwei-
sen, um auf diesem Weg dem Erfordernis 
der nationalen Unterschutzstellung gerecht 
zu werden.  
 
 
 
 
 
 
 

 
Rohstofftag Rheinland-Pfalz 2010 
 
Am 1. Juli 2010 findet unter Mitwirkung des 
Wirtschaftsverbandes als Mitveranstalter 
der turnusgemäß alle zwei Jahre stattfin-
dende Rohstofftag in Höhr-Grenzhausen 
statt. 
 
Neben der Möglichkeit, Betriebe vor Ort 
kennenzulernen, bietet diese Veranstal-
tung, die in der Vergangenheit sowohl bei 
Unternehmensvertretern als auch bei Be-
hördenvertretern auf große Zustimmung 
gestoßen ist, die Möglichkeit, sich rund um 
den Themenbereich „Rohstoffsicherung“ 
auszutauschen. 
 
 
Mitgliederversammlung in Köln 
 
Die Mitgliederversammlung in Köln zeigte 
mit in der Spitze gut 170 Teilnehmern eine 
sehr gute Resonanz. Neben der offiziellen 
Tagesordnung gab es auch die Gelegen-
heit zu Gesprächen zwischen den Mit-
gliedsunternehmen sowie mit Gästen aus 
Politik, Ministerien, Genehmigungsbehör-
den, Schulen, Bergämtern, Redaktionen 
und von befreundeten Verbänden. Ergänzt 
wurde dieses durch ein attraktives Rah-
menprogramm. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
von links nach rechts: Thilo Juchem, Landesvorsit-
zender Rheinland-Pfalz; Franz-Bernd Köster, Gesamt-
verband-Vorsitzender; Dirk Wegener, Landesvorsit-
zender Niedersachsen nach ihrer Wiederwahl. 
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Zum Thema „Der Köl-
ner Dom“ hielt die Dom-
baumeisterin, Frau Prof. 
Dr. Barbara Schock- 
Werner einen ein-
drucksvollen Festvor-
trag.  

 
 

Holger Ellerbrock, Um-
welt- und raumord-
nungspolitischer Spre-
cher der FDP-Fraktion 
NRW, war ebenfalls 
Gast auf der Mitglie-
derversammlung 2009. 

 
 
 
 
Parlamentarischer Abend in Nordrhein-
Westfalen 
 
Bei einem Parlamentarischen Abend am    
7. Oktober 2009 im Düsseldorfer Landtag 
sprach der Wirtschaftsverband mit zahlrei-
chen politischen Entscheidungsträgern in 
Nordrhein-Westfalen. Themen dieser Ge-
spräche waren u. a. das Landesplanungs-
recht, der „Kieseuro“ und die Abschaffung 
des Wasserentnahmeentgeltes. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
von links nach rechts: Franz-Bernd Köster; Holger 
Ellerbrock, Umwelt- und raumordnungspolitischer 
Sprecher der FDP-Fraktion NRW; Raimo Benger; 
Hendrik Wüst, ehemaliger CDU Generalsekretär in 
NRW 

 
Der damalige CDU Generalsekretär, Herr 
Hendrik Wüst, betonte im Gespräch mit 
dem Wirtschaftsverband, dass derzeit kei-
ne Absicht bestünde, eine Kies- oder Stei-
ne- und Erdenabgabe in Nordrhein-
Westfalen einzuführen.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zwischen Franz-Bernd Köster und Holger Ellerbrock 
besteht Einigkeit darüber, dass die stufenweise Ab-
schaffung des Wasserentnahmeentgeltes zwar ein 
kleiner, aber dennoch wichtiger Schritt zur Stärkun g 
der Steine- und Erden-Industrie in Nordrhein-West-
falen ist.  
 
 
Naturwerksteintagung 
 
Am 18. Februar 2010 fand die alljährlich 
stattfindende Zusammenkunft der Fach-
gruppe Naturwerkstein des Wirtschaftsver-
bandes Baustoffe-Naturstein e. V. auf 
Schloss Eringerfeld in Geseke statt. Nach 
dem Fachvortrag von Herrn Dirk Schulte 
vom renommierten internationalen Institut 
für Wirtschaftsberatung IFW über den rich-
tigen Umgang mit den Banken, referierte 
RA Björn Ritsert über das Kündigungs-
recht. Im Anschluss diskutierten die Teil-
nehmer unter der Leitung des Fachgrup-
penleiters, Herrn Johannes Netz, über den 
richtigen Umgang mit der „Zertifizierung 
gegen Kinderarbeit“ und zum Ge-
schmacksmusterschutz.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
von links: Wolfgang Thust, Dirk Schulte, Johannes N etz, 
Björn Ritsert 
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Das gemeinsame Mittagessen zum Aus-
klang nutzten die Teilnehmer zu einem 
intensiven Dialog und regem Gedanken-
austausch.  
 
 
GIS-Anwendertagung 
 
Am 1. Dezember 2009 führte der Wirt-
schaftsverband zusammen mit dem WVB 
eine GIS-Anwendertagung in Bonn durch, 
um seine Mitgliedsunternehmen in die An-
wendung des Online-Geoinformations-
systems (GisInfoService) einzuführen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das GIS bietet den Mitgliedsunternehmen 
übersichtliche Informationen über ihre La-
gerstätten, Daten über Schutzgebietsaus-
weisung, Artenlisten, Vorgaben des Regio-
nalplanes und weitere relevante Daten. Die 
übersichtliche Darstellung der eigenen 
Rohstoffkarten in Verbindung mit anderen 
Raum- und Flächennutzungsdaten ist dabei 
besonders praktisch. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Rahmen der Anwendertagung informier-
ten Vertreter der Landesbehörden die ca. 
50 Teilnehmer über die Verfügbarkeit von 
Geodaten in Rheinland-Pfalz und Nord-
rhein-Westfalen.  
 

 
Im weiteren Verlauf wurden die Teilnehmer 
in die praktische Anwendung des Systems 
eingeführt.  
 
 
WBN trifft Politik  
 
Der Wirtschaftsverband Baustoffe-Natur-
stein e. V (WBN) nutzte auch in diesem 
Jahr wieder die Möglichkeit, mit den politi-
schen Entscheidungsträgern anstehende 
Sachfragen und Gesetzesänderungen in 
Nordrhein-Westfalen zu diskutieren. Der 
WBN führte darüber hinaus aber auch 
zahlreiche Gespräche mit hochrangigen 
Landespolitkern aus anderen Bundeslän-
dern sowie Bundespolitikern. 
 
Schwerpunkte bildeten Gespräche unter 
anderem mit der nordrhein-westfälischen 
Wirtschaftsministerin Christa Thoben zur 
Abschaffung des Wasserentnahmeentgel-
tes und zur Abwehr einer die Steine- und 
Erden-Industrie in Nordrhein Westfalen 
übermäßig belastenden Kiesabgabe.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
von links nach rechts: Tobias Pagel, GF CEMEX Kies und 
Splitt GmbH, Hermann Berentelg, GF A. Berentelg & Co. 
KG, Joachim Tarter, CEMEX Kies und Splitt GmbH, Minis-
terin Christa Thoben, Kunibert Gerij, Geschäftsführender 
Gesellschafter der Baustoffwerke Hüning GmbH 
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Der WBN diskutierte mit den politischen 
Entscheidungsträgern darüber hinaus wei-
tere Themen, hier seien unter anderem die 
Regelungen zum Landesplanungsrecht in 
Nordrhein-Westfalen genannt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
von links nach rechts: Dr. Dieter Figge, GF Ziegel-Zentrum 
NordWest (nur halb zu sehen), Ministerpräsident des 
Landes NRW Dr. Jürgen Rüttgers, RA Raimo Benger, GF 
WBN, RA’in Sabine Jahn, WBN 

 
 
oder aber zu den Umweltgesetzen in Nie-
dersachsen und Nordrhein-Westfalen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
von links nach rechts: Tobias Pagel, GF CEMEX Kies und 
Splitt GmbH, Kunibert Gerij, Geschäftsführender Gesell-
schafter der Baustoffwerke Hüning GmbH, Minister Eck-
hard Uhlenberg, Umweltminister des Landes NRW, Her-
mann Berentelg, GF A. Berentelg & Co. KG, RA Raimo 
Benger, GF WBN 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Parlamentarisches Mittagessen in Nord-
rhein-Westfalen 
 
Der Wirtschaftsverband nutzte auch in die-
sem Jahr wieder die Möglichkeit, mit maß-
geblichen Vertretern aus der Politik die 
anstehenden Sachfragen und Gesetzesän-
derungen zu diskutieren.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
von links: Raimo Benger; Oliver Wittke, Wirtschafts po-
litischer Sprecher der CDU NRW; Franz-Bernd Köster 
 

 
Bei einem gemeinsamen Mittagessen mit 
den Mitgliedern des Ausschusses für Wirt-
schaft, Mittelstand und Energie des Landes 
Nordrhein-Westfalen diskutierte der Wirt-
schaftsverband mit den Parlamentariern 
über die Sicherung des verbrauchsnahen 
Bedarfs an oberflächennahen minerali-
schen Rohstoffen. In den Gesprächen ver-
wies der Wirtschaftsverband auch auf die 
erheblichen nachteiligen Folgen für die 
Wettbewerbsfähigkeit der überwiegend 
mittelständisch geprägten Branche bei Ein-
führung einer Kiesabgabe. Ein solch tiefer 
Eingriff in das Marktgeschehen würde zu-
dem nicht zu einem besseren Umwelt-
schutz führen. 
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Parlamentarischer Abend in Nieder-
sachsen 
 
Bei einem gemeinsamen Gespräch disku-
tierte der Wirtschaftsverband mit dem da-
maligen Niedersächsischen Minister für 
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr, Herrn Dr. 
Philipp Rösler, über die Wichtigkeit der 
Baubranche und die reibungslose Versor-
gung mit Baustoffen. In diesem Zusam-
menhang betonte Minister Dr. Rösler die 
Wichtigkeit der Rohstoffindustrie und erklär-
te die Gewinnung und Sicherung von Roh-
stoffen in Niedersachsen zu einem überge-
ordneten Ziel. Er kündigte für das Jahr 
2010 einen Rohstofftag in Niedersachsen 
an. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
von links: Raimo Benger, Dirk Wegener, Dr. Philipp 
Rösler, damaliger Niedersächsischer Minister für 
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr.  
 
 
Besuche der Geschäftsführung vor Ort 
in den Unternehmen 
 
Die Geschäftsführung des Wirtschaftsver-
bandes besucht auch weiterhin die Unter-
nehmer in den Unternehmen vor Ort, um 
allfällige Fragen zu erörtern. 
 
Oft stehen hierbei Fragen der Rohstoffsi-
cherung, der Landes- und Regionalplanung 
sowie des Umweltrechtes im Vordergrund.  
 
So macht sich die Verbandsgeschäftsfüh-
rung ein „Bild vor Ort“, um die Interessen 
der Unternehmen dann im Gesetzgebungs- 
und Planungsverfahren besser durchsetzen 
zu können. 
 
 

 
Wer die Betriebe kennt und mit den Mitar-
beitern vor Ort gesprochen hat, dem ist 
eine basisbezogene und sachgerechte 
Durchsetzung der Interessen der Branche 
in den Verfahren möglich, so die Maxime 
der Verbandsgeschäftsführung. 
 
Das nachstehende Foto zeigt den Ge-
schäftsführer des WBN, Raimo Benger, zu 
Besuch bei der Basalt-Actien-Gesellschaft.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
von links: Siegfried Schuch, NABU RP, Ralph Voigt, 
BAG, Raimo Benger, Peter Winters, BAG 

 
 
4. Berufsausbildung und Arbeitssicher-

heit 
 
Berufsausbildung 
 
Rund um das Themenfeld Berufsausbil-
dung informiert und unterstützt der Wirt-
schaftsverband seine Mitgliedsunterneh-
men. 
 
Die von unserem Dachverband, dem Bun-
desverband Baustoffe Steine Erden e. V. 
(BBS), herausgegebene Broschüre „Fach-
kräfteleitfaden - Strategien zur Sicherung  
der personellen Ressourcen in den Unter-
nehmen der Baustoff-, Steine- und Erden-
Industrie“ gibt ergänzend dazu wertvolle 
Informationen. 
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Insbesondere der Themenbereich „was 
können die Unternehmen selbst tun, um 
dem Fachkräftemangel entgegen zu wir-
ken“, der sich insbesondere in Anbetracht  
der demographisch bedingten Verschie-
bung der Altersgruppen in den Unterneh-
men ergibt, stellt sich als erörterungsbe-
dürftig dar. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ausgehend von der Zielsetzung, in allen 
Regionen einheitliche und insoweit ver-
gleichbare Prüfungen zu gewährleisten, 
wird der Verband - wie bereits in der Ver-
gangenheit - auch zukünftig weiterhin die 
Abstimmungsgespräche betreffend die 
Festlegung der Prüfungsstandards beglei-
ten. Erfasst davon sind die Ausbildungsbe-
rufe Verfahrens- und Aufbereitungsmecha-
niker sowie der Naturwerksteinmechaniker. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Seminare für Arbeitssicherheit 
 
Auch in diesem  Berichtsjahr wurden den 
Mitgliedsunternehmen wieder Seminare für 
Arbeitssicherheit angeboten, die der Bun-
desverband Mineralische Rohstoffe in Ko-
operation mit der Steinbruchs-
Berufsgenossenschaft durchgeführt hat. 
Wie die Erfahrung zeigt, stoßen diese Se-
minare auf regen Zuspruch. 
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5.) Kooperation im Verbändehaus 
 
Kölner Kompetenzzentrum 
 
Die Zusammenarbeit im Haus der Baustoff-
industrie in Köln mit dem Bundesverband 
der Mineralischen Rohstoffe e. V. (MIRO) 
und dem BVK hat trotz und gerade wegen 
der Beibehaltung der rechtlichen Selbstän-
digkeit der Verbände Effizienz und Effektivi-
tät mit sich gebracht.  
 
Man arbeitet miteinander. Die Mitarbeiter 
der Verbände unterstützen sich gegensei-
tig. So können die Mitgliedsunternehmen 
auf das fachspezifische Wissen der Mitar-
beiter der Verbandsgemeinschaft insge-
samt zurückgreifen.  
 
Es besteht damit ein 
 

Kölner Kompetenzzentrum, 
 
das sämtliche Bereiche wie Technik, Recht, 
Steuern, Rohstoffsicherung etc. abdeckt. 
 
„Doppelbeiträge“ sind ebenfalls ausge-
schlossen. Zwischen den Verbänden wurde 
einvernehmlich eine Regelung erzielt, die 
jetzt schon seit einigen Jahren gilt, nach 
der direkte Mitglieder des WBN, die Kalk 
produzieren, gegen einen nach Umsatz 
gestaffelten geringen Mehrbeitrag eine zu-
sätzliche Mitgliedschaft  beim BVK erwer-
ben können, sofern sie den BVK in „brenn-
spezifischen “ Fragen in Anspruch nehmen 
wollen. 
 
Der WBN bleibt für die ihm angeschlosse-
nen Fachgruppen: Naturstein, Naturwerk-
stein, Mischanlagen, Recycling, Tennen-
decken und Schiefer sowie Kies und Sand 
direkter Ansprechpartner in Fragen der 
Sicherung der Rohstoffvorkommen der 
Mitgliedsunternehmen und des Pla-
nungsrechts, des Arbeitsrechts, der Ta-
rifpolitik, zu Fragen der Auslegung von 
Landesgesetzen und Verordnungen, des 
regionalen technischen Umweltschutzes 
sowie in allgemeinen Rechtsfragen.   
 
 
 

 
Brennbetriebe der Kalkindustrie, die über 
Rohstoffvorkommen verfügen, werden als 
sogenannte korporative Mitglieder umfas-
send in landesspezifischen Planungs- und 
Rohstofffragen vom WBN vertreten. 
 
Dies hat in den vergangenen Jahren deutli-
che Synergien geschaffen. So treten etwa 
bei Anhörungstermin zur Aufstellung von 
Gebietsentwicklungsplänen nicht mehr 
zwei oder mehrere Mitarbeiter aus dem 
Kölner Kompetenzzentrum  in gleicher 
Sache auf sondern nur noch einer. Hier-
durch sind Personalkosten eingespart wor-
den und die Arbeit wurde effizienter gestal-
tet. Freiwerdende Kapazitäten konnten 
woanders eingesetzt werden. Doppelarbeit 
wurde vermieden. 
 
Bedauerlich war daher die Beendigung 
der Mitgliedschaft des BVK im wbn. 
 
Viele Unternehmen haben sich jedoch 
zu einer Direktmitgliedschaft im wbn 
entschieden. 
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6.) Fusion mit der Duisburger Ver-

bändegemeinschaft 
 
Die bereits im vorangegangenen Berichts-
zeitraum durchgeführten Kooperations- und 
Fusionsbestrebungen zwischen der Duis-
burger Verbändegemeinschaft und dem 
Wirtschaftsverband wurden weiter vertieft. 
Die Überlegungen zu einem vereinten Stei-
ne- und Erden-Verband Nordwest inklusive 
Rheinland-Pfalz und Saarland beruhen auf 
dem Ziel, mit einer Stimme zu sprechen. 
Gegenüber Politik und Verwaltung kann der 
neue Verband mit einer einheitlichen Stim-
me sprechen, was den Forderungen der 
Steine- und Erden-Industrie mehr Nach-
druck verleihen wird. Die Mitgliedsunter-
nehmen und die Politik in den betreffenden 
Ländern wünschen sich einen einheitlichen 
Steine- und Erden-Verband, wie er auch in 
anderen Bundesländern existiert.  
   
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Intensive Verhandlungen zwischen den 
Führungsspitzen des Wirtschaftsverbandes 
und des Wirtschaftsverbandes der Bau-
stoffindustrie Nordwest e. V. in Duisburg 
haben in angenehmer Verhandlungsrunde 
positive Zeichen für eine Fusion ergeben. 
Die Gründung eines gemeinsamen Ver-
bandes zum 1. Januar 2011, welcher bei 
einer gemeinsamen Gründungsversamm-
lung am 30. September 2010 beschlossen 
werden könnte, scheint möglich. Voraus-
setzung für eine Fusion ist jedoch, dass der 
Arbeitsstil des Wirtschaftsverbandes in 
seiner bisherigen Praxis fortgeführt wird. 
Dazu gehört die enge Verbundenheit der 
Verbandsführung mit den Mitgliedsunter-
nehmen und das Verständnis des Verban-
des als Dienstleister! Die Aufteilung des 
neuen Verbandes könnte wie folgt ausse-
hen: 
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7.) Technik 
 
Zusätzliche Technische Vertragsbedin-
gungen und Richtlinien für Erdarbeiten 
im Straßenbau - ZTV E-StB 09 
 
Mit dem Allg. Rundschreiben Straßenbau 
Nr. 9/2009 hat das Bundesministerium für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung die 
ZTV E-StB 09 bekannt gegeben und die 
Straßenbauverwaltungen der Länder gebe-
ten, diese für den Bereich der Bundesfern-
straßen einzuführen. Im Interesse einer 
einheitlichen Handhabung empfiehlt das 
BMVBS, die ZTV E-StB 09 auch für Bau-
maßnahmen im Zuständigkeitsbereich der 
Länder anzuwenden. 
 
Die „Zusätzlichen Technischen Vertrags-
bedingungen und Richtlinien für Erdarbei-
ten im Straßenbau“ sind als neue Ausgabe 
2009 (ZTV E-StB 09) von der Forschungs- 
gesellschaft für Straßen- und Verkehrswe-
sen herausgegeben worden.  
 
Die ZTV E-StB 09 enthalten Regelungen 
für das Lösen, Laden, Fördern, Einbauen 
und Verdichten von Boden und Fels sowie 
von sonstigen erdbautechnisch geeigneten 
Stoffen. Dazu zählen auch die Anwendung 
und die Prüfung von Geokunststoffen im 
Erdbau. Die ZTV E-StB 09 regeln die Aus-
führung und die Qualitätsanforderungen für 
den Untergrund und Unterbau von Ver-
kehrsflächen und sonstigen Erdbauwerken.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle der Grafik: Deutscher Asphaltverband (DAV) e . V. 
 

 
Mit der Bekanntgabe der ZTV E-StB 09 
sind 16 Allg. Rundschreiben Straßenbau 
(ARS) für den Bereich der Erdarbeiten im 
Straßenbau, die zwischen 1994 und 2003 
vom BMVBS herausgegeben wurden, auf-
gehoben worden, da ihre Inhalte in die 
neue ZTV E-StB eingeflossen sind. 
 
Die Ausgabe 2009 der ZTV E-StB ersetzt 
die Ausgabe 1994, Fassung 1997. 
 
 
Technische Lieferbedingungen für Bö-
den und Baustoffe im Erdbau des Stra-
ßenbaus - TL BuB E-StB 09 
 
Mit dem Allg. Rundschreiben Straßenbau 
Nr. 8/2009 hat das Bundesministerium für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung die TL 
BUB E-StB 09 bekannt gegeben und die 
Straßenbauverwaltungen der Länder gebe-
ten, diese für den Bereich der Bundesfern-
straßen einzuführen. Im Interesse einer 
einheitlichen Handhabung empfiehlt das 
BMVBS die TL BuB E-StB 09 auch für 
Baumaßnahmen im Zuständigkeitsbereich 
der Länder anzuwenden. 
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Die TL BuB E-StB 09 wurden erstmals von 
der Forschungsgesellschaft für Straßen- 
und Verkehrswesen herausgegeben. Sie 
enthalten stoffspezifische, erdbautechni-
sche und umweltrelevante Anforderungen 
an Böden und Baustoffe, die zur Herstel-
lung von Erdbauwerken geliefert werden. 
Nach dem Abschnitt 1 „Grundlagen“ mit 
Allgemeines, dem Geltungsbereich, der 
Begriffsbestimmung und den Grundsätzen 
enthält der Abschnitt 2 „Anforderungen“ 
jeweils die Beschreibung sowie sämtliche 
Anforderungen und umweltrelevanten 
Merkmale für Böden, Böden mit Fremdbe-
standteilen, alle Recyclingbaustoffe und 
industriellen Nebenprodukte. Der Abschnitt 
3 behandelt die „Qualitätssicherung“. Die 
TL BuB E-StB stehen in unmittelbarer Ver-
bindung mit den ZTV E-StB 09. 
 
Die TL BuB E-StB ersetzen die TL WB-StB 
- Technische Lieferbedingungen für 
Waschberge aus der Steinkohlengewin-
nung als Baustoffe im Straßen- und Erd-
bau, Ausgabe 1995. 
 
Die TL BuB E-StB 09 gelten für die Liefe-
rung von aufbereiteten Böden und Baustof-
fen, die zur Herstellung von Erdbauwerken 
nach ZTV E-StB eingesetzt werden. Durch 
die in den Tabellen D1 und D2 der TL Ge-
stein-StB sowie in der Tabelle A.1 des An-
hangs A der TL BuB E-StB vorgenommene 
Unterteilung in verschiedene Klassen, wird 
für Hochofenstückschlacke, Stahlwerks-
schlacke, Hausmüllverbrennungsasche und 
RC-Baustoffe (s. TL Gestein-StB) und für 
sekundärmetallurgische Schlacken, Edel-
stahlschlacken und Waschberge (s. TL 
BuB E-StB) ein aus hydrogeologischer 
Sicht differenzierter Einbau ermöglicht.  
 
Die TL BuB E-StB gelten nicht für Boden 
und Fels aus Gewinnungsbetrieben (z.B. 
Vorabsiebmaterial, Festgestein sowie Kies 
und Sand), Seitenentnahmen und für Bo-
den und Fels die bei anderen Baumaß-
nahmen gewonnen werden. Die TL BuB E-
StB gelten ebenso nicht für Baustoffe, die 
als Bindemittel eingesetzt werden.  
 
 
 

 
Baustoffe im Sinne der TL BuB E-StB sind 
rezyklierte und industriell hergestellte Ge-
steinskörnungen und Gesteinskörnungs-
gemische sowie mineralische Baustoffe 
aus Bergbautätigkeit (Waschberge aus der 
Steinkohlengewinnung, Haldenberge aus 
dem Kupferschiefer-Bergbau). Rezyklierte 
Baustoffe (RC) im Sinne der TL BuB E-StB 
sind rezyklierte Gesteinskörnungen und 
Gesteinskörnungsgemische sowie Böden 
mit Fremdbestandteilen �  50 M.-%. Die 
Begriffsbestimmung der rezyklierten Ge-
steinskörnungen deckt sich mit der der TL 
Gestein-StB, ergänzt wird diese Begriffsbe-
stimmung mit dem Hinweis auf die Ur-
sprungsmaterialien der rezyklierten Ge-
steinskörnungen wie z.B. Straßenaufbruch, 
Betonbruch aus Hoch- und Industriebau 
sowie Bauschutt. 
 
Für Böden und Baustoffe nach der Tl BuB 
E-StB ist eine Güteüberwachung durchzu-
führen, um die Einhaltung der geforderten 
Eigenschaften sicherzustellen.  
 
Die Güteüberwachung besteht aus Eig-
nungsnachweis (Erstprüfung und Betriebs-
beurteilung) sowie kontinuierlicher Überwa-
chung durch werkseigene Produktionskon-
trolle des Herstellers und regelmäßige Pro-
duktprüfungen durch anerkannte Prüfstel-
len (Fremdüberwachungen). Die Einzelhei-
ten dazu sind im zugehörigen Anhang B 
festgelegt, der das Verfahren der Güte-
überwachung analog zur TL G SoB-StB 
beschreibt. 
 
 
Technische Lieferbedingungen für As-
phaltgranulat, Ausgabe 2009 (TL AG-StB 
09) 
 
Mit dem Allg. Rundschreiben Straßenbau 
Nr. 13/2009 hat das Bundesministerium für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung die TL 
AG-StB 09 bekannt gegeben und die Stra-
ßenbauverwaltungen der Länder gebeten, 
diese für den Bereich der Bundesfernstra-
ßen einzuführen. Im Interesse einer einheit-
lichen Handhabung empfiehlt das BMVBS, 
die TL AG-StB 09 auch für Baumaßnah-
men im Zuständigkeitsbereich der Länder 
anzuwenden. 
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Die bisher gültigen „Technische Lieferbe-
dingungen für Asphaltgranulat“, Ausgabe 
2001 (TL AG-StB 01) wurden infolge der 
Übernahme der europäischen Normen in 
das nationale Regelwerk für den Straßen-
bau in der Forschungsgesellschaft für 
Straßen- und Verkehrswesen in Abstim-
mung mit dem BMVBS und den obersten 
Straßenbaubehörden der Länder überar-
beitet und liegen nun als TL AG-StB 09 vor. 
 
Die TL AG-StB 09 enthalten materialspezi-
fische Klassifizierungen von Asphaltgranu-
lat, das bei der Herstellung von Baustoff-
gemischen für Schichten im Straßenober-
bau sowie für andere Verkehrsflächen ver-
wendet werden soll. Durch die TL AG-StB 
09 wird u. a. die europäische Norm DIN EN 
13108-8 „Asphaltmischgut - Mischgutanfor-
derungen - Teil 8: Ausbauasphalt“ in 
Deutschland umgesetzt. 
 
Die TL AG-StB 09 gelten für die Lieferung 
von Asphaltgranulat zur Verwendung bei 
der Herstellung 
 
-  von Asphaltmischgut für Asphaltschich-

ten nach den TL Asphalt-StB 
-  von Baustoffgemischen für Tragschich-

ten ohne Bindemittel nach den TL SoB-
StB 

-  von Baustoffgemischen für Tragschich-
ten mit hydraulischen Bindemitteln nach 
den TL Beton-StB 

 
jeweils in Verbindung mit den entsprechen-
den Zusätzlichen Technischen Vertragsbe-
dingungen und Richtlinien (ZTV). 
In den Anhängen sind sowohl die Eigen-
schaften von Asphaltgranulat und seiner 
Bestandteile in Abhängigkeit vom Verwen-
dungszweck als auch die Kennzahlen und 
Kategorien von Asphaltgranulat für unge-
bundene, hydraulisch gebundene und Bi-
tumen-gebundene (kalt aufbereitete) Bau-
stoffgemische beschrieben. 
 
Mit der Bekanntgabe der TL AG-StB 09 
sind die ARS 21/2001 zur TL AG-StB 01 
und das ARS vom 17. Januar 2001 zum 
„Merkblatt für die Verwertung von Asphalt-
granulat (M VAG), Ausgabe 2000, aufge-
hoben worden. 

 
Mit der TL AG-StB 09 wurde gegenüber der 
TL AG-StB 01 und TL AG-StB 06 eine An-
passung an die TL Gestein-StB 04/ Fas-
sung 2007 und die TL SoB-StB 04/ Fas-
sung 2007 sowie an die TL Asphalt-StB 07 
und die TL Beton-StB 07 vorgenommen. 
Für Asphaltgranulat gilt somit nur noch die 
TL AG-StB 09. 
 
 
DIN EN 933-11 „Prüfverfahren für geo-
metrische Eigenschaften von Gesteins-
körnungen - Teil 11: Einteilung der Be-
standteile in grober rezyklierter Ge-
steinskörnung“ 
 
Mit Ausgabedatum Juli 2009 ist die DIN EN 
933-11 erschienen. Sie ist die deutsche 
Fassung der EN 933-11:2009-04. 
 
Diese europäische Norm legt ein einfaches 
Prüfverfahren für grobe rezyklierte Ge-
steinskörnungen mit dem Ziel fest die rela-
tiven Anteile der einzelnen Bestandteile zu 
identifizieren und abzuschätzen. Dieses 
Verfahren ist nicht für leichte Gesteinskör-
nungen nach DIN EN 13055 geeignet. 
 
Bei dieser Prüfung werden die Partikel ei-
ner Messprobe, die aus einer groben 
rezyklierten Gesteinskörnung besteht, von 
Hand gemäß ihrer Bestandteile sortiert und 
aufgelistet. Der Anteil jedes Bestandteils in 
der Messprobe wird dann bestimmt und als 
Massenanteil in Prozent angegeben. Dies 
gilt nicht für den Anteil schwimmender Par-
tikel, der als Massenkonzentration (cm³/kg) 
angegeben wird. 
 
Die DIN EN 933-11 ist das Prüfverfahren, 
mit dem die in DIN EN 12620:2008-07, 
Abschnitt 5.8, und in DIN EN 13242: 2008-
03, Abschnitt 5.6, festgelegte Klassifizie-
rung der Bestandteile von groben rezy-
klierten Gesteinskörnungen durchgeführt 
wird. 
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DIN EN 933-10 „Prüfverfahren für geo-
metrische Eigenschaften von Gesteins-
körnungen - Teil 10: Beurteilung von 
Feinanteilen - Kornverteilung von Füller 
(Luftstrahlsiebung) 
 
Mit Ausgabedatum Oktober 2009 ist die 
DIN EN 933-10 erschienen und ersetzt die 
Ausgabe aus dem Jahr 2001. Sie ist die 
deutsche Fassung der EN 93310:2009-07. 
 
Diese europäische Norm legt das für die 
Erstprüfung und in Streitfällen anzuwen-
dende Referenzverfahren zur Bestimmung 
der Korngrößenverteilung von Füller natür-
licher oder künstlicher Herkunft mit einer 
Korngröße bis zu 2 mm durch Luftstrahl-
siebung fest. Für andere Zwecke, speziell 
im Rahmen der werkseigenen Produktions-
kontrolle, dürfen andere Verfahren ange-
wendet werden, sofern ein ausreichender 
Zusammenhang zum Referenzverfahren 
nachgewiesen wurde. 
 
Alternativ zu diesem Verfahren kann eine 
Nasssiebung nach DIN EN 933-1 durchge-
führt werden. Dieses Verfahren ist aller-
dings auf Mischfüller nicht anwendbar. 
 
Die Norm wurde überwiegend redaktionell 
überarbeitet. Bei den Prüfeinrichtungen, 
der Vorbereitung der Messprobe, der 
Durchführung sowie der Berechnung und 
Darstellung der Ergebnisse, sind keine Än-
derungen gegenüber der Vorgängernorm 
vorgenommen worden. 
 
 
DIN EN 1097-8 „Prüfverfahren für me-
chanische und physikalische Eigen-
schaften von Gesteinskörnungen - Teil 
8: Bestimmung des Polierwertes“ 
 
Mit Ausgabedatum Oktober 2009 ist die 
DIN EN 1097-8 erschienen und ersetzt die 
Ausgabe Januar 2000. Sie ist die deutsche 
Fassung der EN 1097-8:2009-07. 
 
Diese Norm legt das für die Erstprüfung 
und in Streitfällen anzuwendende Refe-
renzverfahren für die Bestimmung des Po-
lierwertes einer groben Gesteinskörnung 
für Straßenoberflächen fest.  

 
Für andere Zwecke, speziell im Rahmen 
der werkseigenen Produktionskontrolle, 
dürfen andere Verfahren angewendet wer-
den, sofern ein ausreichender Zusammen-
hang zum Referenzverfahren nachgewie-
sen wurde. 
 
Die Norm wurde redaktionell überarbeitet. 
Änderungen bei den Materialien, den Prüf-
einrichtungen, der Durchführung sowie der 
Berechnung und Angabe der Ergebnisse 
wurden nicht vorgenommen. Die deutschen 
Kommentare, basierend auf der TP Ge-
stein-StB, Teil 5.4.1, waren leider für eine 
Berücksichtigung in der Endfassung der 
Norm zu spät eingegangen. Somit gilt wei-
terhin für die Durchführung der Bestim-
mung des Polierwiderstandes zusätzlich 
zur DIN EN 1097-8 der Teil 5.4.1 der TP 
Gestein-StB. 
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8.) Schieferindustrie 
 
Schieferindustrie 2009 
 
Die Nachfrage nach Schiefer für Dach und 
Fassade in Europa wurde 2009 von der 
Welt-weiten Wirtschaftskrise spürbar be-
einflusst. Auf nahezu allen wichtigen 
Schiefermärkten mussten deutliche Ab-
satzrückgänge zum Vorjahr registriert 
werden. Besonders signifikant konnte dies 
in Großbritannien, Irland, Spanien und 
Frankreich beobachtet werden. In Osteu-
ropa wurde der Wachstumstrend der ver-
gangenen Jahre, zusätzlich beeinflusst 
durch negative Kursentwicklungen, nicht 
mehr fortgeführt. Der Schieferbedarf für 
Dächer und Fassaden lag 2009 Europa- 
weit bei ca. 20 Millionen Quadratmetern 
eingedeckter Fläche.  
 
Der deutsche Markt war trotz Krise relativ 
stabil, obwohl der Neubau nach wie vor 
das Sorgenkind der deutschen Bauwirt-
schaft ist. Entsprechend verhalten war die 
Nachfrage nach Schiefer für diesen Ein-
satzzweck. Motor für die Schieferindustrie 
sind überwiegend die Bereiche Sanierung, 
Renovierung und Modernisierung. Hier 
kommt der Branche der Trend nach ener-
getischer Gebäudesanierung zugute, denn 
einhergehend mit Baumaßnahmen zur 
Verbesserung der Dämmwirkung werden 
oftmals auch die äußeren Schichten des 
Dach- oder Fassadenaufbaus erneuert. 
 
Die von der Bundesregierung aufgelegten 
Konjunkturprogramme zeigten nur verhal-
ten Wirkung. Modernisierungsmaßnahmen 
öffentlicher Gebäude stützten zwar die 
Schiefernachfrage, konnten aber nicht für 
eine deutliche Nachfragebelebung sorgen. 
 
Erfreulich war die erhöhte Nachfrage im 
Segment der Altdeutschen Deckung. Hier 
konnten die drei deutschen Betriebe, die 
Decksteine für diese Deckart fertigen, so-
gar eine Nachfragesteigerung registrieren. 
Die Altdeutsche Deckung ist die traditio-
nelle Schieferdeckart in Deutschland, de-
ren Ursprünge bis ins Mittelalter zurückzu-
führen sind. 
 

 
Vornehmlich wird sie im Denkmalschutz, 
auf Kirchen und Einfamilienhäusern geho-
benen Niveaus eingesetzt. 
 
Schiefer-Fachverband in Deutschland e.V. 
(SVD) 
 
www.schiefer-fachverband.org 
svd@schiefer-fachverband.org 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



   

 
Geschäftsbericht 2009/2010 

Seite 59 

 
9.)  Ziegelindustrie  
 

 
 
Im Berichtsjahr betreute die Kölner Ge-
schäftsstelle ebenfalls den Fachverband 
der Ziegelindustrie Nord e.V. und den 
Fachverband der Ziegelindustrie Nordwest 
e. V.  
 
Hierbei setzte sich der Verband für die aus-
reichende Sicherung von Rohstofflagerstät-
ten durch entsprechende Gebietsdarstel-
lungen in den Regionalen Raumordnungs-
plänen, ohne die eine Genehmigung nicht 
erlangt werden kann, ein. 
 
Ebenso konnte der Verband auch Problem-
stellungen, die sich im Zusammenhang mit 
genehmigungsrechtlichen Verfahren erge-
ben haben, im Sinne der Mitgliedsunter-
nehmen lösen. 
 
Der Verband informierte seine Mitgliedsun-
ternehmen auch ausführlich über die Wirk-
samkeit von Preisanpassungsklauseln bei 
Energielieferungsverträgen. 
 
Aufgrund der schweren Wirtschaftskrise 
und einem seit Jahren anhaltenden Rück-
gang bei Neubauten bezog sich die Inte-
ressenvertretung der Ziegelindustrie auf 
politischer Ebene hauptsächlich auf die 
Förderung des Wohnungsbaus. Hierzu 
wirkte der Verband in verschiedenen Gre-
mien und bei Veranstaltungen mit. 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Der Vorsitzende des FV NW, Kunibert Gerij, im Ge-
spräch mit Finanzminister Dr. Helmut Linssen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(Andreas Krautscheid, Generalsekretär der CDU NRW, 
Hermann Berentelg, Vorsitzender des FV Ziegelindust rie 
Nord, Kunibert Gerij, Vorsitzender des FV Ziegelind ust-
rie Nordwest) 

 
Der Verband wurde bei einer Anhörung im 
Landtag zum Wohnungsgesetz Nordrhein-
Westfalen durch den Vorsitzenden des 
Fachverbandes der Ziegelindustrie Nord-
west, Herrn Kunibert Gerij, als Sachver-
ständiger angehört. Die Vollintegration des 
Landeswohnungsbauvermögens in die 
NRW.BANK sah der Verband kritisch. Es 
konnte aber erreicht werden, dass die 
Wohnraumförderung weiterhin bei 950 Mil-
lionen Euro jährlich liegt. Ebenso positiv ist, 
dass die Förderregeln insgesamt erweitert 
wurden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bei einem Ministergespräch mit dem dama-
ligen niedersächsischen Minister für Wirt-
schaft, Arbeit und Verkehr, Herrn Dr. Phi-
lipp Rösler, diskutierte der Fachverband der 
Ziegelindustrie Nord über den Wohnungs-
bau in Niedersachsen. 
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Der Vorsitzende 
des Fachverbandes 
der Ziegelindustrie 
Nord e. V., Herr 
Hermann Berentelg, 
konnte im „Alten 
Rathaus“ Hannover 
gut 30 Unternehmer 
aus der Ziegelin-
dustrie begrüßen.  
 

 
In seinem Grußwort erläuterte er die histo-
rische und aktuelle Bedeutung des Ziegels 
als langlebigen, energieeffizienten, bestän-
digen und zuverlässigen regionalen Bau-
stoff.  
 
Der Geschäftsführer des Fachverbandes, 
Herr Raimo Benger, berichtete über den 
Rückgang von Neubauten auf dem deut-
schen und niedersächsischen Wohnungs-
markt und verwies auf eine sich andeuten-
de Wohnungsknappheit.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Er forderte die bessere Förderung des 
Wohnungsneubaus gegenüber der Be-
standsanierung, insbesondere durch ver-
besserte Abschreibungsmöglichkeiten, 
steuerliche Familienförderung, einen ermä-
ßigten Mehrwertsteuersatz und eine Erwei-
terung der KfW Förderung.  
 
Minister Dr. Rösler sprach sich für eine 
aktive Wirtschaftsförderung aus. Hierzu 
gehöre auch die Förderung durch steuerli-
che Aspekte, hier dürfte insbesondere eine 
steuerliche Förderung zur Eigenheimbil-
dung zählen.  

 
Zur Wirtschaftspolitik zähle aber auch die 
Energiepolitik, da diese einen erheblichen 
Kostenanteil bei der Herstellung der Pro-
dukte habe. Ebenso wichtig sei die Siche-
rung des Rohstoffbedarfs, daher kündigte 
er für 2010 einen Rohstofftag in Nieder-
sachsen an. 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
(von links nach rechts: Raimo Benger, Kunibert Geri j, 
Minister Dr. Philipp Rösler, Hermann Berentelg)  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Fachverband Ziegelindustrie Nordwest 
e. V. beteiligte sich gemeinsam mit der 
Architektenkammer Nordrhein-Westfalen, 
dem Deutschen Mieterbund, der Deutschen 
Gesellschaft für Mauerwerksbau und dem 
Landesverband freier Immobilien- und 
Wohnungsunternehmen Nordrhein-Westfa-
len an der Initiative Mietwohnungsbau in 
Nordrhein Westfalen.  
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Nach einem Grußwort des Ministers für 
Bauen und Verkehr in Nordrhein Westfalen, 
Herrn Lutz Lienenkämper, diskutierten die 
Verbändevertreter mit Parlamentariern über 
die zukünftige Wohnungsbaupolitik. 
 
Die Forderungen bezogen sich dabei auf 
die Reduzierung der Abschreibungsdauer 
für Wohngebäude auf 20 Jahre, die Bereit-
stellung von Bauland für Projekte des öf-
fentlich geförderten Wohnungsbaus zu fi-
nanzierbaren Konditionen und die weitere 
Förderung des Wohnungsbaus in Nord-
rhein-Westfalen von zukünftig mindestens 
1 Milliarde Euro jährlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(von links: Hermann Berentelg, Raimo Benger, Minist er 
Lutz Lienenkämper) 

 

 
Nordrhein-Westfalen wegweisend für 
Wohnungsneubau 
 
Rund eine Milliarde Euro wird das Land 
Nordrhein-Westfalen in diesem Jahr für die 
Wohnraumförderung reservieren. Im Jahre 
2009 wurde die Rekordsumme von 1,141 
Milliarden Euro - statt wie ursprünglich ge-
plant - 950 Millionen Euro - in den Woh-
nungsbau investiert. 
 
Auch auf Initiative unseres Fachverbandes 
der Ziegelindustrie Nordwest e. V. und in-
folge zahlreicher Gespräche, die Herr Gerij 
und Herr Benger mit Herrn Bauminister 
Lienenkämper aber auch mit anderen Ver-
tretern der Landesregierung führten, und 
infolge der gemeinsamen Veranstaltung mit 
dem deutschen Mieterbund und Anderen, 
will der nordrhein-westfälische Bauminister, 
Lutz Lienenkämper, mit einer Zuschussför-
derung für Abriss- und Neuinvestitionen in 
nicht mehr zeitgemäße Wohnsiedlungen 
der 1960er und 1970er Jahre neue Akzente 
setzen. Dafür stehen in 2010 erstmals Zu-
schüsse in Höhe von zwei Millionen Euro 
bereit; insgesamt sind für diese Förderung 
bis 2013 rund 19,5 Millionen Euro reser-
viert. Außerdem werden Räume für die 
wohnungsnahe soziale Infrastruktur und 
Projekte, die sich aus kommunalen Hand-
lungskonzepten für das Wohnen ableiten, 
gefördert. 
 
 
Moderne Tarifpolitik 
 
Am 1. August 2009 trat der Entgeltrahmen-
tarifvertrag für die Ziegelindustrie in Kraft. 
Das Vertragskonzept wurde vom Fachver-
band entwickelt. 
 
Vereinbart wurden 12 verschiedene Ent-
geltgruppen. Dies ermöglicht eine flexible 
Handhabung und eine individuelle Zuord-
nung der Mitarbeiter nach ihren Tätigkeiten 
und Erfahrungen.  
 
Mit diesem neuen Konzept wurden erst-
mals Differenzierungsmöglichkeiten ge-
schaffen, die erhebliche Entlastungen für 
die dem Verband angeschlossenen Unter-
nehmen mit sich bringen.  
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Unternehmen werden durch den Tarifver-
trag finanziell entlastet.  
 
Der Verband hat im Rahmen der Einfüh-
rung dieses Entgeltrahmentarifvertrages im 
Berichtsjahr eine Informationsveranstaltung 
durchgeführt. Die einzelnen Regelungen 
und Veränderungen wurden erläutert und 
vielfältige Fragen wurden geklärt.  
 
In tarifpolitischer Hinsicht hat sich im Be-
richtsjahr wiederum der Tarifvertrag „Öff-
nungsklausel“ als ein wirksames und gern 
genutztes Instrument erwiesen, das Unter-
nehmen ermöglicht, bei tiefgreifenden 
Schwierigkeiten auf Grund von Betriebs-
vereinbarungen Reduzierungen von tarifli-
chen Ansprüchen zu vereinbaren.  
 
Der Verband hat durch seine Arbeit im 
Rahmen der Tarifrunde 2009 sowohl für 
den Fachverband der Ziegelindustrie Nord 
e. V. als auch für den Fachverband der 
Ziegelindustrie Nordwest e. V. erfolgreich 
darauf hinwirken können, dass es zu mode-
raten Abschlüssen kam.  
 
Weiterhin konnte für die Unternehmen er-
folgreich Planungssicherheit dadurch ge-
schaffen werden, dass eine zweijährige 
Laufzeit der Entgelttarifverträge vorgese-
hen wurde. 
 
Der Verband stand weiterhin den ange-
schlossenen Unternehmen im gesamten 
Spektrum arbeits- und sozialrechtlicher 
Fragestellungen beratend und begleitend 
zur Seite.  
 
Innerhalb dieser Beratung bildeten folgen-
de Themenbereiche die Schwerpunkte: 
 
- Saisonschluss 
- Witterungsbedingte Kündigung 
- Umgang mit den Agenturen für Arbeit 
- Krankheit - Entgeltfortzahlung 
- Urlaubsverfall 
- Betriebliches Eingliederungsmanagement 
 
 
 
 
 

 
Der Verband stand weiterhin beratend bei 
der Auslegung tarifrechtlicher Regelungen, 
beim Abschluss außergerichtlicher Verglei-
che und dem Aushandeln von Aufhe-
bungsverträgen beratend zur Seite. Auf 
Grund der besonderen wirtschaftlichen 
Situation im Jahre 2009 wurde in den Un-
ternehmen verstärkt die Einführung von 
Kurzarbeit thematisiert. Der Verband unter-
stützte auch in dieser Hinsicht vielfach 
durch Beratung und Information.     
 
 

 
Ziegel-Zentrum NordWest e. V.  
 
Die Mitgliedswerke des Ziegel-Zentrum 
NordWest e.V. waren im Jahr 2009 die in 
Nordrhein Westfalen ansässigen 15 Unter-
nehmen:  
 
ABC-Klinker, Bergmann, Buch, Coenen, 
Gillrath, Hüning, Iking, Janinhoff, 
Kerawil, Küsters (Celina), Laumans, 
Lücking, Meyer, Pasel und Lohmann,   
Schüring  
 
sowie drei Unternehmen aus Niedersach-
sen: Alten, Friedland  und Jacobi  
 
und seit Anfang 2009 ebenfalls das Bayeri-
sche Ziegel- und Fertigteilwerk Englert.    
 
Zweck des Ziegelzentrums ist es, diese 
Mitgliedsunternehmen in technischer Hin-
sicht zu beraten und zu unterstützen. Dabei 
liegt der Schwerpunkt in der Bauberatung, 
in der Schadensbeurteilung sowie in der 
Vertretung der Mitgliedsunternehmen in 
technischen und politischen Ausschüssen 
der Bau-, Baustoff- und Ziegelindustrie. 
Zudem betreibt das Ziegel-Zentrum Öffent-
lichkeits- und Lobbyarbeit. 
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Mitarbeit in Verbänden der Deutschen 
Ziegelindustrie 
  
Das Ziegelzentrum ist Mitglied in allen 
technischen Arbeitskreisen der Deutschen 
Ziegelindustrie, wie dem Mauerziegelaus-
schuss, dem Ausschuss Vormauerziegel 
und Klinker, dem Pflasterklinker- und dem 
Dachziegelausschuss. Zudem arbeitet der 
Verband im Güteschutz Ziegelmontagebau, 
im Güteschutz Ziegel und in der Arbeits-
gemeinschaft Zweischalige Wand mit. 
 
 
Geschäftsführung der Arbeitsgemein-
schaft Ziegelelementbau e.V.  
 
Seit Oktober 2007 hat das Ziegel-Zentrum 
die Geschäftsführung der Arbeitsgemein-
schaft Ziegelelementbau e.V. übernommen 
und erhält dafür eine Kostenpauschale so-
wie die Erstattung anfallender Reisekosten.  
 

 
 
Der Ausschuss selbst tagt einschließlich 
der Mitgliederversammlung maximal drei 
Mal jährlich. 
 
Schwerpunkt der technischen Arbeit ist die 
Besserstellung von Fertigteilmauerwerk 
gegenüber herkömmlich erstelltem Mauer-
werk.  
 
 
Bauberatung und Schadensbeurteilung 
  
Im Jahr 2009 wurden über 100 Baubera-
tungen und Schadensbeurteilungen durch-
geführt. 
 
 
 
 

 
Die Beauftragung dazu erfolgt ausnahms-
los über die Mitgliedswerke, wobei diese zu 
je ca. 45 % von den Produktgruppen Mau-
erziegel und Vormauerziegel, zu ca. 8 % 
von der Produktgruppe Dachziegel und zu 
ca. 2 % von der Produktgruppe Pflaster-
klinker abgerufen wurden. 
 
 
Schadensbeurteilung 
  
Zweischalige Wand : Die Schadensbeur-
teilung verteilte sich bei der zweischaligen 
Wand auf konstruktive Schäden infolge von 
Ausführungsfehlern, Verformungen und 
unzureichend dimensionierten Bewegungs-
fugen. Ausblühungen und Auslaugungen 
an Vormauerziegeln wurden häufig rekla-
miert, ebenso die Fugenausbildung und vor 
allem Farbabweichungen aufgrund voraus-
gegangener Bemusterungen. 
 
Dachziegel : Ein geringer Schadensanteil 
lag bei Dachziegeln vor. Hier waren in den 
meisten Fällen Verarbeitungsfehler, wie z. 
B. zu geringe Unterlüftungen etc. ursächlich 
für Schäden. 
 
Mauerziegel : Hauptsächliche Schäden 
innerhalb der Produktgruppe Mauerziegel 
waren Putzablösungen, Putzrisse, Feuchte- 
und Schimmelschäden sowie normative 
bzw. zulassungsspezifische Abweichun-
gen, aber auch damit im Zusammenhang 
stehende Schäden an oder von sonstigen 
Bauteilen wie Fertigteilen, Geschossde-
cken, Abdichtungsebenen und Putzen.  
 
 
Bauberatung  
 
Der Anteil der Beratungen war wesentlich 
höher als der der Schadensbeurteilung und 
aufgrund neuer nationaler und europäi-
scher Normungen und Verordnungen fast 
immer mit technischen Nachweisen ver-
bunden.  
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Diese aufwändigen technischen Berech-
nungen und Nachweise erwarteten Archi-
tekten, Ingenieure und Bauträger in ver-
stärktem Maße, um damit im Mauerwerks-
bau den hohen Anforderungen an die im-
mer strenger werdenden statischen und 
bauphysikalischen Anforderungen gerecht 
zu werden. 
 
EnEV: Gerade die im Oktober 2009 veröf-
fentlichte EnEV 2009 und die für Nicht-
wohngebäude zwingend anzuwendende 
DIN 18599 erforderten hierzu ganz wesent-
lichen Beratungsaufwand.  
 
Weiterhin wurden vor allem im zweischali-
gen Wandbereich außergewöhnlich viele 
Wärmebrückenberechnungen und Wärme-
brückendetails abgerufen. 
 
 
 
Schallschutz:  Neben energetischen 
Nachweisen erhöhte sich auch der Anteil 
von Berechnungen zum Schallschutz nach 
DIN EN 12354 und DIN 4109. So dienen 
diese Berechnungen vor allem dem Zweck, 
auch im Innenbereich von Wohngebäuden 
durch nachgewiesene Detaillösungen 
schalltechnisch ausreichende Ziegelmau-
erwerk einsetzten zu können. 
 
 
Erdbeben : In Erdbebenzonen Deutsch-
lands (Rheinschiene) wurden zudem Erd-
bebennachweise und in anderen Gebieten 
auch sonstige statisch konstruktiven Be-
rechnungen und Detailnachweise angefor-
dert. 
 
Sonstiges:  Diese Berechnungen sind sehr 
komplex und aufwendig und können daher 
in der Regel nur von sehr wenigen Ingeni-
eurbüros erbracht werden. Für die Bewer-
tung von Wärmebrücken wurde der Wär-
mebrückenkatalog in Zusammenarbeit mit 
der Arbeitsgemeinschaft Mauerziegel  er-
weitert und in Anlehnung an die EnEV 2009 
modifiziert. Bei Abweichungen von den 
Wärmebrücken - Regeldetails wurden auch 
baupraktische Ziegel-Sonder-Wärmebrük-
kenkonstruktionen entwickelt, die die Vor-
teile der Ziegelbauweise beweisen. 

 
Zudem wurden Wirtschaftlichkeitsberech-
nungen unter wärmtechnischen Gesichts-
punkten vorgenommen, die zu ganzheitli-
chen Ziegelkonstruktionen führen und da-
mit Wärmedämmverbundsysteme entbehr-
lich machten. 
 
 
Öffentlichkeitsarbeit - Schulungen / Vor-
lesungen / Vorträge 
  
Durch Schulungen, Vorträge, Messebeteili-
gungen und Vorlesungen nahm die Öffent-
lichkeitsarbeit einen großen Stellenwert 
innerhalb der Tätigkeit des Ziegel-Zentrums 
ein. 
  
So nahmen Architekten und Ingenieure, 
Meisteranwärter und Lehrlinge an unter-
schiedlichen Schulungen und Vorträgen 
teil. Schwerpunkte waren dabei Veranstal-
tungen verschiedener Architekten-, Ingeni-
eur- und  Handwerksverbänden. Die Bau-
schädentage der HafenCity Universität 
Hamburg sowie Vorträge vor Praktikern 
und Studenten der Hochschule OWL in 
Detmold.  
 
Ein wichtiger Anteil ist jedoch die Lehrtätig-
keit an der Hochschule Bochum, wo im 
Schnitt 140 Studenten die 15 Vorlesungen 
des Sommersemesters 2009 besucht ha-
ben. Das Ziegelzentrum war zudem mit 
einem Vortrag zur Ausführung von Mauer-
werk nach der DIN 1053-12 auf dem Deut-
schen Mauerwerkskongress im September 
2009 in Dresden vertreten. 
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BAU 2009 und DEUBAU 2010  
 
Wie bereits in den Jahren 2004, 2006 und 
2008 war das Ziegel-Zentrum NordWest 
e.V. zusammen mit der Arbeitsgemein-
schaft Ziegelelementbau im Januar 2010 
mit einem Gemeinschaftsmessestand auf 
der DEUBAU 2010 in Essen vertreten. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Am Stand des Ziegel-Zentrums konnten ca. 
1.500 Besucherkontakte verbucht werden.  
 
Der Anteil an Fachbesuchern (Architekten, 
Ingenieure, Planer) lag bei über 40 %, der 
des baugewerblichen Bereiches etwa bei 
50 %. Der Rest verteilt sich auf Anfragen 
der Verbände (intern/extern) sowie aus 
dem privaten Sektor.  
 
Für das Ziegel-Zentrum NordWest e.V. war 
insbesondere der Kontakt zu den Architek-
ten, Planern, Bauingenieuren, Bauunter-
nehmern, Handwerkern - aber auch Bau-
stoffhändlern - aus dem In- und Ausland 
von besonderer Bedeutung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Besucher am DEUBAU-Stand im Gespräch mit dem 
Bauberater und Geschäftsführer des Ziegel-Zentrums 
NordWest, Dr. Dieter Figge 

 
Weiterhin war die Arbeitsgemeinschaft Zie-
gelelementbau im Januar 2009 auf der 
BAU in München vertreten.  
 
 
Technische Informationen - Publikatio-
nen  
 
Das Ziegelzentrum informiert  monatlich 
über den Rundschreibendienst des Fach-
verbandes der Ziegelindustrie zu techni-
schen Neuerungen. 
 
Gedrucktes technisches Infomaterial steht 
seit Anfang 2008 nicht mehr zur Verfügung, 
so dass fast ausschließlich technische In-
formationen digital verschickt werden. Das 
Ziegel-Zentrum nutzt dafür vor allem die 
technischen Unterlagen des Bundesver-
bandes der Deutschen Ziegelindustrie. 
 
 
Publikationen und Veröffentlichungen  
 
Eine Veröffentlichungen zur neuen DIN 
1053-12 ist im September 2009 in der Zeit-
schrift „Mauerwerk“ erscheinen. Desweite-
ren ist in der Januarausgabe 2010 der Zeit-
schrift „Mauerwerk“ ein Aufsatz über Zwei-
schaliges Mauerwerk erschienen. 
 
Im Mauerwerkskalender 2010 ist ebenfalls 
ein Artikel zur neuen DIN 1053-12 erschie-
nen. 
 
 
Lobbyarbeit und Ausblick  
 
Das Ziegelzentrum und der Fachverband 
Ziegelindustrie nehmen in Absprache politi-
sche Termine wahr, besuchen im Rahmen 
der Kontaktpflege die Mitglieder und neh-
men an Veranstaltungen anderer Baustoff-
produzierender Unternehmen, oder Grup-
pen regelmäßig teil. 
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10.) Verband der Seekiesindustrie e.V. 

 
 
 
 
 
 
 
Der Verband der Seekiesindustrie e. V. hat 
auch in diesem Berichtsjahr die fachlichen, 
technischen und wirtschaftlichen Interessen 
der Seekiesunternehmen gegenüber politi-
schen, staatlichen und sonstigen Organisa-
tionen vertreten. 
 
Insbesondere im Rahmen des Raumord-
nungsverfahrens für die Deutsche aus-
schließliche Wirtschaftszone (AWZ) hat der 
Verband sich durch die Abgabe von zahl-
reichen Stellungnahmen für die Auswei-
sung von Rohstofflagerstätten als Vorrang- 
und Vorsorgegebiete stark gemacht. Im 
Frühjahr 2009 wird nunmehr ein weiteres 
Beteiligungsverfahren stattfinden, in dem 
der überarbeitete Entwurf des Raum-
ordnungsplans zur Diskussion stehen wird. 
 
Kurz nach Veröffentlichung des Entwurfs 
des Umweltgesetzbuches III, das auch dem 
Meeresschutz einen eigenen Abschnitt 
widmen sollte, wurde bereits im vergange-
nen Jahr seitens des Verbandes dahinge-
hend interveniert, die Zulassung von Ein-
griffen in Natur und Landschaft im Bereich 
der ausschließlichen Wirtschaftszone und 
des Festlandsockels nicht an das Einver-
nehmen des Bundesamtes für Naturschutz 
zu knüpfen. Obwohl das Gesetzgebungs-
verfahren zum Umweltgesetzbuch nunmehr 
gescheitert ist, ist unsere Intervention den-
noch erfolgreich gewesen.  
 
Anstatt im Umweltgesetzbuch wird nun-
mehr die Zulassung von solchen Eingriffen 
im Bundesnaturschutzgesetz an das Be-
nehmen des Bundesamtes für Naturschutz 
geknüpft.  
 
 
 
 
 
 

 
Das Bundesamt für Naturschutz muss also 
künftig nicht mit einem solchen Eingriff ein-
verstanden sein, es reicht, wenn dem Bun-
desamt in dieser Sache lediglich Gelegen-
heit zur Stellungnahme gegeben wird.  
 
Im Berichtsjahr haben mehrere Termine in 
Ministerien sowohl auf Bundesebene als 
auch auf Länderebene stattgefunden, um 
die Notwendigkeit der Seekiesindustrie für 
die Gesamtwirtschaft und die Versorgung 
der Bevölkerung mit Mineralischen Roh-
stoffen auch künftig gewährleisten zu kön-
nen. 
 
Auf europäischer Ebene erfolgte mit unse-
rem Dachverband, der UEPG, eine Interes-
senvertretung gegenüber Brüsseler Gremi-
en und europäischen Politikern. 
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